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Vorwort

Was werden wir am Ende des Be-
richtsjahres 2017 in Erinnerung be-
halten? Sicherlich das Engagement 
unserer Mitglieder für die gesundheit-
liche und pflegerische Versorgung der 
Menschen in Berlin und Brandenburg. 
Diakonische Krankenhäuser und stati-
onäre Pflegeeinrichtungen haben auch 
im vergangenen Jahr ihren Beitrag für 
eine positiv erfahrbare Gesundheitsre-
gion geleistet. Sie werden von Patien-
tinnen/Patienten und Bewohnerinnen/ 
Bewohnern weiter als leistungsfä-
hige Einrichtungen mit dem besonde-
ren Plus wahrgenommen. Und das zu 
Recht. Stichwort Transparenz: Unter 
dem Wort Martin Bubers „Alles wirk-
liche Leben ist Begegnung“ haben sich 
die Mitglieder des VEKP erneut auf 
den Weg gemacht, ihre Einrichtungen 
für die Bevölkerung zu öffnen und über 
die Angebote zu informieren. Jederzeit 
und transparent. Genau so ist auch die 
Aktion des Verbandes zur Veröffentli-
chung besonderer Aktivitäten der Hy-
giene in unseren Mitgliedskranken-
häusern zu verstehen. Jederzeit 
aufmerksam, jederzeit auf der Suche 
nach besseren Lösungen und jeder-
zeit transparent, das stand hinter die-
ser Aktivität, die unter https://www.
diakonie-portal.de/arbeitsbereiche/ 

krankenhaeuser/ hygiene-transparent 
nachvollzogen werden kann.

Die Mitglieder des VEKP arbeiten un-
ter den gleichen schwierigen Bedin-
gungen aller Einrichtungsträger. Die 
gesundheitspolitischen Aktivitäten vor 
der Bundestagswahl am 24. Septem-
ber 2017 waren kaum noch überschau-
bar. Eine Vielzahl von Gesetzen, die die 
Arbeit vor Ort unmittelbar beeinflussen, 
sind das Ergebnis dieser Aktivitäten. 
Noch sind die Folgen aus den gesetzge-
berischen Ansätzen zur Einführung von 
Personaluntergrenzen im Krankenhaus, 
zu einer Neuordnung der Notfallversor-
gung in Deutschland oder zur Verschär-
fung von Mindestmengenregelungen, 
insbesondere für die kleineren Kran-
kenhäuser, kaum absehbar. Auch die 
Umsetzung der Pflegestärkungsgesetze 
ist noch im vollen Gang. Sowohl für die 
Krankenhäuser als auch die Pflegeein-
richtungen zeigt sich eine starke Ver-
änderung auf dem Fachkräftemarkt. Es 
bleibt der Appell an die politisch Ver-
antwortlichen, das Regelwerk für die 
Versorgung von Pflegebedürftigen und 
Kranken so auszugestalten, dass auch 
in Zukunft eine flächendeckende Ver-
sorgung im Rahmen der Trägervielfalt 
sicher gestellt ist.

Vorwort
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Ein besonderer Appell richtet sich an 
die Landespolitik in Berlin und Bran-
denburg. Diakonische Krankenhäuser 
unterstützen die Aktivitäten zur Weiter-
entwicklung einer gesicherten flächen-
deckenden Versorgung. Hierzu bedarf 
es auch investiver Mittel. Diese Mittel 
im ausreichenden Maß zur Verfügung 
zu stellen, bleibt eine Aufgabe der Län-

der und eine Herausforderung für die 
Zukunft.

Ein spannendes Berichtsjahr geht zu 
Ende. Der VEKP lädt alle Interessier-
ten ein, sich mit dem nachfolgenden 
Bericht ein Bild von den Aktivitäten 
des VEKP und seiner Mitglieder zu ver-
schaffen.

Roy J. Noack
Vorstandsvorsitzender

Detlef Albrecht
geschäftsführendes Vorstandsmitglied
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1. Organisation des VEKP
1.1 Mitglieder und Mitgliederversammlung

XX Agaplesion Bethanien Diakonie gemeinnützige GmbH
XX Die Heilsarmee Sozialwerk GmbH
XX Evangelischer Diakonieverein Berlin-Zehlendorf e. V.
XX Ev. Diakonissenhaus Berlin Teltow Lehnin (Stiftung bürgerlichen Rechts)
XX Ev. Elisabeth Klinik Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Ev. Geriatriezentrum Berlin gemeinnützige GmbH
XX Ev. Johannesstift Altenhilfe gemeinnützige GmbH
XX Ev. Johannesstift Wichernkrankenhaus gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus „Gottesfriede“ gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Hubertus Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Königin Elisabeth Herzberge gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Luckau gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Ludwigsfelde-Teltow gemeinnützige GmbH
XX Ev. Lungenklinik Berlin Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Ev. Pflegewohnheim Schönow gemeinnützige GmbH
XX Ev. Waldkrankenhaus Spandau Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Gemeindepsychiatrischer Verbund und Altenhilfe GPVA gemeinnützige GmbH
XX Hoffnungstaler Stiftung Lobetal
XX Immanuel-Krankenhaus GmbH
XX Immanuel-Miteinander Leben GmbH
XX Johanniter-Krankenhaus im Fläming Treuenbrietzen GmbH
XX Klinik-Betriebsgesellschaft Am Weinberg gemeinnützige GmbH
XX Krankenhaus Bernau GmbH 
XX Krankenhaus Bethel Berlin gemeinnützige GmbH
XX Krankenhaus und Poliklinik Rüdersdorf GmbH
XX Lutherstift gemeinnützige GmbH
XX Martin-Luther-Krankenhausbetrieb GmbH
XX Naëmi-Wilke-Stift Guben
XX Oberlinklinik gemeinnützige GmbH
XX Paul Gerhardt Diakonie e. V., Berlin und Wittenberg
XX Paul-Gerhardt-Stift Pflege gemeinnützige GmbH
XX Theodor-Wenzel-Werk e. V.
XX Verein Krankenhaus Waldfriede e. V.
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1.2 Vorstand

1.3 Geschäftsführung und Geschäftsstelle

XX Detlef Albrecht (Geschäftsführer)
XX Frank Hapke (stellv. Geschäftsführer / Justiziar / Referat Rechts- und 

 Vertragsangelegenheiten)
XX Andreas Tietze (Referat Entgelt- und Budgetangelegenheiten, Statistik)
XX Astrid Paul (Referat Pflegeversicherung und Seminare)
XX Dima Georgieva (Sekretariat / Sachbearbeitung)
XX Beate Wegner (Sekretariat / Sachbearbeitung)

1.4 Vertretung der Geschäftsstelle in Gremien und Institutionen

1.4.1 Vertretung in Gremien Berlin

XX BKG-Vorstand (Albrecht) 
XX BKG-Kommission Verträge gem. § § 112, 115 SGB V (Albrecht, Hapke)
XX BKG-Pflegesatzausschuss (Albrecht, Tietze)
XX BKG-Fachausschuss Pflegeeinrichtungen (Albrecht (Vorsitz), Paul)
XX Lenkungsausschuss Qualitätssicherung (Albrecht)
XX Fachausschuss Krankenhausplanung Berlin (Albrecht)
XX Arbeitsgruppen des Fachausschusses Krankenhausplanung Berlin (Albrecht)
XX Schiedsstelle Berlin nach § 18a KHG (Albrecht)
XX Schiedsstelle Berlin nach § § 114 und 115 SGB V (Albrecht)
XX Expertenkreis Handlungsfeld „Neue Versorgungsformen und Rehabilitation“ 

 Masterplan Gesundheitsregion Berlin-Brandenburg (Albrecht)
XX Erweiterter Landesausschuss Berlin, § 116b SGB V (Albrecht)
XX Landespflegeausschuss Berlin (Albrecht)
XX LIGA-Fachausschuss „Stationäre Altenpflege“ Berlin (Paul)

XX Detlef Albrecht (Geschäftsführer)
XX Dr. Karsten Bittigau
XX Gottfried Hain
XX Michael Mielke
XX Andreas Mörsberger
XX Roy J. Noack (Vorsitzender) 
XX Brigitte Scharmach
XX Ronald Wehner 
XX Wilfried Wesemann
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1.4.3 Weitere Gremien

1.5 Gremien innerhalb des DWBO e. V.

1.6 Ständige interne Beratungsgremien des VEKP

1.4.2 Vertretung in Gremien Brandenburg

XX DKG FA für Personalwesen und Krankenhausorganisation (Albrecht)
XX DEKV-Delegiertenversammlung (Albrecht)
XX DEKV Vorstandsreferat Politik, Recht und Ökonomie (Albrecht (Vorsitz)

XX Leitungskonferenz des DWBO (Albrecht)
XX AG Juristinnen / Juristen im DWBO (Hapke)

XX Sitzungen der Geschäftsführungen der Krankenhäuser Berlin
XX Sitzungen der Geschäftsführungen der Krankenhäuser Brandenburg 
XX Heimleitungs- und Geschäftsführungsrunden stationärer Pflegeeinrichtungen 
XX Bündnis für Qualität 
XX Netzwerk Pflegedokumentation
XX AG Seminare

XX LKB-Vorstand (Albrecht (stv. Vorstandsvorsitzender), Hapke)
XX LKB-Planungsausschuss (Albrecht, Hapke)  
XX LKB-Finanzierungsausschuss (Albrecht)
XX LKB-Arbeitsgruppe Verträge (Hapke)
XX Landeskonferenz für Krankenhausplanung gemäß § 13 BbgKHEG (Albrecht)
XX Arbeitsgruppe stationäre Versorgung der Landeskonferenz Brandenburg 

 (Albrecht)  
XX Schiedsstelle Brandenburg nach § 18a KHG (Albrecht, Tietze)
XX Schiedsstelle Brandenburg nach § § 114 und 115 SGB V (Albrecht)
XX Gemeinsames Landesgremium nach § 90a SGB V Brandenburg (Albrecht)
XX Erweiterter Landesausschuss Brandenburg, § 116b SGB V (Hapke)
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2. Gesetzgeberische Aktivitäten

Gesetz zur Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergütung für psychiatri-
sche und psychosomatische Leistungen (PsychVVG)

Im Berichtszeitraum wurden wichtige 
Gesetzesänderungen für die Kranken-
häuser und stationären Pflegeeinrich-
tungen beschlossen. Ein besonderes 
Merkmal der Gesetzgebung war, dass 
eine Vielzahl bedeutsamer Neurege-
lungen, insbesondere für den Kran-

Das PsychVVG trat am 1. Januar 2017 
in Kraft und nahm eine Neuausrich-
tung des Vergütungssystems für psych-
iatrische und psychosomatische Leis-
tungen vor. Die optionale Einführung 
des neuen Vergütungssystems wurde 
um ein weiteres Jahr (2017) verlän-
gert.
 
Für alle Krankenhäuser verpflichtend 
ist das pauschalierende Entgeltsystem 
in den Jahren 2018 und 2019 budget-
neutral umzusetzen. Zusätzlich regelt 
das PsychVVG neue Nachweispflich-
ten zur Personalausstattung und die 
Möglichkeit zur Nachverhandlung von 
Psych-PV-Stellen. Auch nimmt das 
PsychVVG eine Stärkung der Budget-
verhandlungen vor Ort vor und ersetzt 
das ursprünglich geplante Preissystem 
durch ein Budgetsystem.

Gleichzeitig eröffnet das PsychVVG für 
psychiatrische Krankenhäuser mit re-
gionaler Versorgungsverpflichtung die 
Möglichkeit, die Behandlung von Pa-
tientinnen und Patienten stationsäqui-
valent im häuslichen Umfeld zu er-
bringen. Die Rahmenbedingungen der 

kenhausbereich, als „Anhänger“ zu 
Gesetzen mit anderen Schwerpunkten 
erlassen wurde. Dies zeigt auch, mit 
welcher Intensität und unter welchem 
Zeitdruck die Diskussionen auf Bun-
desebene stattfanden. Im Einzelnen 
traten im Berichtszeitraum in Kraft:

Leistungserbringung sind auf Bundes-
ebene zu regeln. Nach der Regelung 
zur Leistungsbeschreibung im April 
2017 wurde im August 2017 eine Ver-
einbarung zu den Qualitätsanforderun-
gen und zur Dokumentation geschlos-
sen. 

Neben den Regelungen im Bereich 
der psychiatrischen Versorgung nahm 
das PsychVVG auch Anpassungen der 
gesetzlichen Regelungen für die so-
matische Versorgung vor. So legt das 
Gesetz für den Fixkostendegressions-
abschlag in den Einführungsjahren 
2017 und 2018 eine Abschlagshöhe 
von 35 % fest; eine Anpassung der Ab-
schlagshöhe auf bis zu 50 % ist mög-
lich. Ab dem Jahr 2019 ist die Höhe 
des Fixkostendegressionsabschlags 
durch die Vertragsparteien auf Lan-
desebene zu vereinbaren. Weitere Än-
derungen betreffen die Regelungen für 
psychosomatische Institutsambulan-
zen, die Finanzierung der sektoren-
übergreifenden Qualitätssicherung so-
wie die Leistungsdokumentation in den 
psychiatrischen Institutsambulanzen 
ab 1. Januar 2018.

Aus der Arbeit
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Gesetz zur Fortschreibung der Vorschriften für Blut- und Gewebezubereitungen 
und zur Änderung anderer Vorschriften

Gesetz zur Modernisierung der epidemiologischen Überwachung übertragbarer 
Krankheiten

Zweites Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung 
weiterer Vorschriften (Zweites Pflegestärkungsgesetz-PSG II)

Drittes Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung 
weiterer Vorschriften (Drittes Pflegestärkungsgesetz-PSG III)

Von besonderer Bedeutung für die 
Krankenhäuser sind die mit dem Ge-
setz vorgenommenen Neuregelungen 
zum Entlassmanagement, zu den pla-
nungsrelevanten Qualitätsindikato-
ren, zu den MDK-Qualitätskontrollen 
sowie zur aufschiebenden Wirkung 
von Klagen des G-BA und des Bewer-
tungsausschusses gegen Aufsichts-

Von besonderer Bedeutung für die 
Krankenhäuser ist die vom Gesetzge-
ber geplante Einführung verpflichten-
der Personaluntergrenzen in den pfle-

Obgleich das PSG II bereits am 1. Ja-
nuar 2016 in Kraft trat, entfalteten 
zentrale Regelungen ihre Wirkung erst 
zum 1. Januar 2017. Hierzu zählen ins-
besondere die Einführung eines neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs und eines 

Zum 1. Januar 2017 ist das PSG III in 
Kraft getreten. Im Mittelpunkt des Ge-
setzes steht die Umsetzung der Emp-
fehlung einer Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zur Stärkung der Rolle der 
Kommunen in der Pflege. Besonders 
hervorzuheben ist die im Gesetz vor-
gesehene Regelung von Abgrenzungs-
fragen zwischen den Leistungen der 

maßnahmen des Bundesgesundheits-
ministeriums.

Das Gesetz ist gleichzeitig auch „Om-
nibus“ für Änderungen im SGB XI. So 
wird die Pflicht der Pflegeeinrichtun-
gen, die vereinbarte Personalausstat-
tung im stationären Bereich und die 
Bezahlung des Pflegepersonals sicher-
zustellen, verschärft.

gesensitiven Krankenhausbereichen. 
Die Umsetzung der Vorgaben erfolgt 
im kommenden Berichtszeitraum.

neuen Begutachtungsinstruments zur 
Feststellung von Pflegebedürftigkeit. 
Zur Finanzierung dieser Maßnahmen 
wurde der Beitragssatz der Pflege-
versicherung zum 1. Januar 2017 um 
0,2  Prozentpunkte angehoben.

Eingliederungshilfe und den Leistun-
gen der Pflegeversicherung. Neben 
diesen Regelungen wurde der gesetz-
lichen Pflegeversicherung ein syste-
matisches Prüfrecht eingeräumt, um 
Abrechnungsbetrug in der Pflege zu 
verhindern. Dieses Prüfrecht betrifft 
insbesondere die ambulanten Dienste.
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Aus der Arbeit

Gesetz zur Reform der Pflegeberufe (Pflegeberufereformgesetz-PflBRefG)

Gesetz zur Bekämpfung von Korruption im Gesundheitswesen

Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer 
 Gesetze (AÜG)

Im Juli 2017 wurde das PflBRefG 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 
Das Gesetz tritt stufenweise in Kraft. 
Der erste Ausbildungsjahrgang nach 
neuem Recht soll 2020 beginnen. So-
wohl die Pflegeschulen als auch die 
Ausbildungsbetriebe werden sich auf 

Mit dem sog. Antikorruptionsgesetz 
wurden für die Heilberufe im Strafge-
setzbuch die Straftatbestände der Be-
stechlichkeit und Bestechung im Ge-
sundheitswesen verankert. 

Nach langem koalitionsinternem Rin-
gen ist die Novellierung des AÜG 
nach letzten Beratungen des Bun-
destages am 4. November 2016 ver-
abschiedet worden. Die Änderungen 
zur Definition und den Voraussetzun-

die neue Ausbildung einzustellen ha-
ben. Ungeklärt sind bislang Fragen der 
Finanzierung und der Ausbildungsin-
halte. Insofern bleibt der VEKP bei sei-
ner kritischen Bewertung der Neurege-
lung der Pflegeberufe.

Für die Mitgliedseinrichtungen wesent-
lich ist die Abgrenzung angemessener 
Honorare für Leistungen im Rahmen 
erwünschter Kooperationen von unan-
gemessenen Vergütungen.

gen der Arbeitnehmerüberlassung, 
zur Höchstüberlassungsdauer und zu 
den Offenlegungspflichten bei Überlas-
sungsverträgen, sind mit Wirkung zum 
1. April 2017 in Kraft getreten.
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Der VEKP wirkte auch im Berichtszeit-
raum im Handlungsfeld 3 „Neue Ver-
sorgungsformen und Rehabilitation“ des 
Clusters Gesundheitswirtschaft Berlin-
Brandenburg mit. Neben der Teilnahme 
an den regelmäßigen Handlungsfeld-
Workshops fand am 30. November 
2016 eine „Zukunftswerkstatt innova-

Mit dem GKV-Versorgungsstruktur-
gesetz wurde in den Bundesländern 
durch § 90a SGB V die Möglichkeit 
eröffnet, ein gemeinsames Landesgre-
mium zu bilden, das Empfehlungen zu 
sektorübergreifenden Versorgungsfra-
gen sowie Stellungnahmen abgeben 
kann. 

Aufbauend auf seinem Beschluss vom 
Oktober 2015 zur gesundheitlichen 
Versorgung von alten Menschen und/
oder von Menschen mit Behinderung 
legte das gemeinsame Landesgremium 
Berlin ein Diskussionspapier zur Ana-
lyse der Ist-Situation hinsichtlich der 
Barrierefreiheit im Berliner Gesund-
heitswesen vor. In die Darstellung auf-
genommen ist eine situationsbezogene 
Beschreibung der Angebote barriere-
freier Leistungserbringung in ambulan-
ten Praxen, in Pflegestützpunkten und 
in Krankenhäusern. Die Analyse bestä-
tigt, dass die Vorgaben zur Barrierefrei-
heit in Krankenhäusern nach Maßgabe 
des gesetzlichen Rahmens eingehalten 

tive Versorgung“ zum Thema „Zukunft 
der Kinder- und Jugendmedizin in Met-
ropole und Fläche“ unter Beteiligung der 
Immanuel Klinik Rüdersdorf statt. Für 
Oktober 2017 ist eine Veranstaltung „In-
novative Versorgungsansätze für Men-
schen mit psychischen Erkrankungen“ 
geplant.

und von den Krankenhäusern umge-
setzt werden. Infolge der älter werden-
den Bevölkerung und sich ändernder 
Versorgungsnotwendigkeiten werden 
von den Krankenhäusern ergänzende 
freiwillige Maßnahmen zur Herstellung 
einer Barrierefreiheit umgesetzt. 

Im Landesgremium nach § 90a SGB  V 
für das Land Brandenburg bildete das 
Thema „Notfallversorgung“ einen Ar-
beitsschwerpunkt. Verabschiedet 
wurde ein diesbezügliches Forschungs-
projekt. Das Projekt des Landes 
Brandenburg zur „Notfall- und Akut-
versorgung Brandenburg – Bestands-
aufnahme und Weiterentwicklung der 
Notfall- und Akutversorgung im Land 
Brandenburg“ ist in die Projektförde-
rung des Innovationsfonds einbezogen 
worden. 

Der VEKP war über die Landeskran-
kenhausgesellschaften als Mitglied in 
beiden Landesgremien an deren Arbeit 
beteiligt.

3.  Übergreifende Gremienarbeit
3.1  Cluster Gesundheitswirtschaft Berlin-Brandenburg

3.2 Gemeinsame Landesgremien gemäß §  90a SGB V
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Der VEKP und seine Mitglieder setz-
ten auch im Berichtsjahr in Berlin und 
Brandenburg ihre Aktivitäten zur me-
dizinischen Versorgung von Flüchtlin-
gen und Asylsuchenden, etwa durch 
die Übernahme und ärztliche Betreu-
ung sogenannter MedPunkte zur me-
dizinischen Versorgung, fort. Durch die 
Einführung der elektronischen Gesund-
heitskarte wurde das Verfahren erheb-
lich erleichtert. Die im Land Berlin vor 
Einführung der elektronischen Gesund-

Zur Beratung über Fragen der Pflege-
versicherung ist in jedem Bundesland 
ein Landespflegeausschuss zu bilden. 
In diesen Landespflegeausschüssen 
sind sämtliche an der Pflege beteiligten 
Institutionen vertreten.
 
In Berlin werden die Mitglieder und 
ihre Stellvertreter/innen für die Dauer 
der Legislaturperiode des Berliner Ab-
geordnetenhauses bestellt. Am 15. 
Mai 2017 fand die konstituierende Sit-
zung des Landespflegeausschusses für 

heitskarte auch bei Mitgliedskranken-
häusern aufgelaufenen Rückstände, 
auf die der VEKP die Verantwortlichen 
im Land wiederholt hinwies und für de-
ren Abbau er sich einsetzte, konnten 
bislang nicht abgebaut werden.
 
Aktuell beteiligt sich der VEKP im Kon-
text der Diakonie an der Erarbeitung 
eines Berliner Gesamtkonzeptes zur 
Integration und Partizipation von Ge-
flüchteten.

die laufende Legislaturperiode statt. 
Zum Vorsitzenden wurde erneut Herr 
Matz (DWBO) gewählt.
 
Der VEKP nimmt als Vertreter für die 
BKG an den Sitzungen teil. Der Lan-
despflegeausschuss beschloss auf sei-
ner konstituierenden Sitzung mit Un-
terstützung des VEKP den Beteiligten 
zu empfehlen, ein Umlageverfahren für 
die Erstattung der Ausbildungskosten 
in der Pflegeausbildung einzuführen.

3.3 Medizinische Versorgung von Flüchtlingen und Asylsuchenden

3.4 Landespflegeausschuss



15

O
rg

an
is

at
io

n
A

us
 d

er
 A

rb
ei

t
O

rg
an

is
at

io
n

G
es

ch
äf

ts
or

dn
un

g

Das Krankenhausstrukturgesetz 
(KHSG) nahm verschiedene Regelun-
gen in § 17b KHG auf, die eine deut-
liche Veränderung in der DRG-Sys-
tementwicklung ab dem Jahr 2017 
(Systemwechsel 2016 nach 2017) zur 
Folge haben.

Gemäß § 17b Abs. 1 Satz 5 KHG sind 
die Bewertungsrelationen für Leis-
tungen, bei denen in erhöhtem Maße 
wirtschaftlich begründete Fallzahl-
steigerungen eingetreten oder zu er-
warten sind, gezielt abzusenken oder, 
in Abhängigkeit von der Fallzahl bei 
diesen Leistungen, abgestuft vorzu-
geben (bisherige „Kann-Regelung“ 
nach §  17b Abs. 1 Satz 11 KHG a. F.). 
Nach § 17b Abs. 1 Satz 6 KHG sind 
zur Vermeidung möglicher Fehlanreize 
durch eine systematische Übervergü-
tung von Sachkostenanteilen geeig-
nete Maßnahmen zum Abbau vorhan-
dener Übervergütungen zu ergreifen.

Beide rechtlichen Vorgaben wurden 
auf der Grundlage eines vom Institut 
für das Entgeltsystem im Kranken-
haus (InEK) erstellten und von der 
Selbstverwaltung auf Bundesebene 
konsentierten Konzepts erstmals für 
das DRG-System 2017 umgesetzt. 
Die Umsetzung entzog dem System 
insgesamt keine Finanzmittel. Viel-
mehr erfolgte eine Umverteilung.
 
Im Ergebnis führt die geänderte Kal-
kulationssystematik im Wechsel zwi-

schen den DRG-Systemen 2016 und 
2017 bei vielen Krankenhäusern zu 
vergleichsweise großen Katalogeffek-
ten. Dies zeigt sich auch bei den 
Mitgliedskrankenhäusern des VEKP, 
wenngleich in einer Gesamtbetrach-
tung über alle Mitgliedskrankenhäuser 
der Katalogeffekt nahezu Null ist. Mit 
diesen Eingriffen in die Kalkulation 
wurde die bisher geltende Regelung, 
dass die Relativgewichte die der Kal-
kulation zugrundeliegenden Kosten ei-
ner DRG widerspiegeln, aufgegeben.

Eine weitere Änderung durch das 
KHSG wird sich erstmals in der DRG-
Systementwicklung für das Jahr 2018 
bemerkbar machen. Nach § 17b 
Abs.  3 Satz 6 und 7 KHG können nun-
mehr auf der Grundlage eines vom 
InEK entwickelten Vorschlags und 
eines von der Selbstverwaltung auf 
Bundesebene vereinbarten Konzepts 
Krankenhäuser zur Kalkulationsteil-
nahme verpflichtet werden. Ziel ist 
eine Verbesserung der Kalkulations-
stichprobe durch eine Verbesserung 
der Repräsentativität. Am 31. Oktober 
2016 wurden auf dieser Grundlage in 
einer ersten Ziehung nach dem Zufall-
sprinzip insgesamt 40 Krankenhäu-
ser in privater bzw. freigemeinnütziger 
Trägerschaft bundesweit gezogen, die 
zu einer Kalkulationsteilnahme für die 
Datenjahre 2016 bis 2020 verpflich-
tet werden sollen. Aus dem Mitglie-
derbereich des VEKP wurde hierbei 
ein Krankenhaus gezogen.

4. DRG-Systementwicklung
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DGemäß § 10 KHEntgG vereinbaren 
die Vertragsparteien auf Landesebene 
zur Bestimmung der Höhe der Fallpau-
schalen jährlich einen Landesbasis-
fallwert. Mit den Neuregelungen des 
KHSG sind erstmals für den Landes-
basisfallwert 2017 gestiegene Leis-
tungszahlen in den Verhandlungen 
nicht mehr absenkend zu berücksich-
tigen. Die Verhandlungen waren somit 
geprägt von der Frage, welche Perso-
nal- und Sachkostenentwicklungen 
für das Jahr 2017 plausibel dargelegt 
werden konnten und somit eine Über-
schreitung der unteren Bundesbasis-
fallwertkorridorgrenze ermöglichen. 
Der VEKP war in den Verhandlungs-
kommissionen beider Landeskranken-
hausgesellschaften vertreten.

Für beide Bundesländer wurde ein 
Landesbasisfallwert oberhalb der un-
teren Basisfallwertkorridorgrenze 
i. H. v. 3.341,67 € vereinbart. Der 
Landesbasisfallwert 2017 im Land 

Berlin beträgt 3.350,91 €, im Land 
Brandenburg 3.347,67 €. Ausgleiche 
und Berichtigungen des Landesbasis-
fallwertes 2017 sind weder in Berlin 
noch in Brandenburg vorgesehen. Für 
die den Verhandlungen zum Landes-
basisfallwert 2018 als Ausgangsba-
sis zugrundeliegenden Casemixpunkte 
wurde in beiden Bundesländern eine 
Korridorlösung rund um die für 2017 
verständigten Leistungsvolumen ver-
einbart. Ferner wurde im Land Bran-
denburg vereinbart, dass ein um 5 € 
abgesenkter Wert von 3.342,67 € 
Ausgangsgröße für die Verhandlungen 
zum Landesbasisfallwert 2018 ist. 
Beide Landesbasisfallwerte wurden 
zum 1. Februar 2017 genehmigt.

Eine zusammenfassende Darstellung 
der Landesbasisfallwerte für Berlin 
und Brandenburg für die Jahre 2015 
bis 2017 kann der folgenden Tabelle 
entnommen werden.

5. Vergütung von Krankenhausleistungen
5.1 Landesbasisfallwerte Berlin und Brandenburg

2015 2016 2017

Berlin 3.190,81 € 3.278,19 € 3.350,91 €

Brandenburg 3.190,81 € 3.278,19 € 3.347,67 €

Landesbasisfallwerte
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onären Krankenhausbudgets sind je-
doch zunehmend auch die sonstigen 
„Teilbereiche“, wie z. B. psychiatri-
sche Institutsambulanzen oder sozial-
pädiatrische Zentren, Gegenstand von 
Schiedsstellenverfahren.

Die Schiedssprüche werden immer öf-
ter aufgrund ihrer grundlegenden Be-
deutung von der im Schiedsverfahren 
unterlegenen Partei beklagt.

Der VEKP unterstützte seine Mitglieder 
in bewährter Manier bereits in der Vor-
bereitung auf die Budget- und Entgelt-
verhandlungen bei der Erstellung ihrer 
Forderungsunterlagen und zeigte ver-
schiedene Strategien für die Verhand-
lungen auf.

Fragen zum Versorgungsauftrag neh-
men in den Budgetverhandlungen nur 
noch sehr vereinzelt Raum ein. Eine 
eigenständige Leistungsverhandlung 
fand im Berichtszeitraum nicht statt. 
Fragen der Zugehörigkeit von Leistun-
gen zum Versorgungsauftrag konnten 
somit entweder für beide Vertragspar-
teien zufriedenstellend in den Vorjah-
ren geklärt werden, oder wurden von 
den Krankenkassen auf die Abrech-
nungsebene verlagert.

Im Berichtszeitraum fanden in Berlin 
und Brandenburg Schiedsstellenver-
fahren zu unterschiedlichen Fragestel-
lungen statt. Der VEKP war in beiden 
Bundesländern an den Verfahren als 
Mitglied der Schiedsstelle beteiligt.
 
Zumeist finden Schiedsstellenverfah-
ren nur zu einzelnen Fragestellungen 
auf der Grundlage einer Teileinigung 
bzw. Teilvereinbarung zu den übrigen 
Tatbeständen statt. Neben den stati-

IDie Budget- und Entgeltverhandlun-
gen fanden zumeist spät, innerhalb 
oder erst nach Ablauf des zu verein-
barenden Budgetjahres, statt. Im Er-
gebnis liegen für das Budgetjahr 2015 
noch nicht sämtliche genehmigten Ver-
einbarungen vor. Bislang konnte erst 
für rd. 75 % der Mitgliedskranken-
häuser zumindest eine Einigung auf 
das Budget für das Jahr 2015 mit den 
Krankenkassen erzielt werden.

Zum Zeitpunkt der Berichterstellung 
verfügen 60 % der Mitgliedskranken-
häuser über eine genehmigte Budget-
vereinbarung oder eine Einigung mit 
den Krankenkassen für das Jahr 2016. 
Für das Jahr 2017 liegen erst wenige 
Einigungen bzw. Vereinbarungen im 
Mitgliedsbereich vor.

5.2 Schiedsstellenverfahren

5.3 Budget- und Entgeltverhandlungen 2015 bis 2017
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Budgetverhandlungen (Mengen und Preise; KHEntgG-Bereich)
Der Ablauf und die Schwerpunkte der 
Budgetverhandlungen sind im Ver-
gleich zu den Vorjahren nahezu un-
verändert geblieben: Leistungsmenge 
(Casemix), eventuelle Mehrleistungs-
abschläge sowie – je nach Bedeutung 
im einzelnen Krankenhaus – hausindi-
viduell zu vereinbarende Entgelte/Ta-
gesklinikentgelte. 
In den Verhandlungen ab dem Budget-
jahr 2016 war darüber hinaus verein-
zelt das Pflegestellenförderprogramm 
ein weiterer Schwerpunkt.

Aufgrund der zumeist erst spät un-
terjährig oder aber bereits nach Ab-
lauf des zu vereinbarenden Zeitraums 
geführten Budgetverhandlungen be-
schränkten sich Leistungsmengenpro-
gnosen in der Regel auf eine Abschät-
zung der durch MDK-Prüfungen noch 
möglichen Veränderung der Casemix-
punkte eines bereits erbrachten Leis-
tungsgeschehens. Der durch das Erste 
Pflegestärkungsgesetz (PSG I) auf eine 
dreijährige Laufzeit verlängerte Mehr-
leistungsabschlag nach § 4 Abs.   2a 
KHEntgG für zusätzlich gegenüber 
dem jeweiligen Vorjahr im Erlösbudget 
vereinbarte Leistungen wirkte sich auf 
künftige Budgetvereinbarungen sehr 
unterschiedlich aus. Die vom Gesetz-
geber nicht klar geregelte Vorgehens-
weise bei rückläufigen bzw. schwan-
kenden Leistungsmengen mit Blick auf 
die Weitergeltung eines für das Vorjahr 
vereinbarten Mehrleistungsabschlags 
führte zunehmend zu Dissens in den 
Verhandlungen. 

Die zur rückwirkenden Erstreckung der 
Regelung des Mehrleistungsabschlags 
auf die Budgetzeiträume 2013 und 
2014 beim Bundesverfassungsgericht 
eingereichte Verfassungsbeschwerde, 
bei der auch ein Mitgliedskranken-
haus des VEKP als Beschwerdefüh-
rer auftrat, wurde zurückgewiesen. 
Somit steht den Krankenhäusern nur 
der Weg über die Schiedsstelle und 
danach ggf. durch die Verwaltungsge-
richtsinstanzen offen, um gegen diese 
Regelung vorzugehen. Bundesweit 
wurde dieser Weg von einigen Häu-
sern eingeschlagen.

Die Vereinbarung von NUB-Entgel-
ten, aber auch einzelnen Leistungen 
aus dem durch die Selbstverwaltung 
auf Bundesebene vereinbarten Fall-
pauschalenkatalog, wurde von den 
Kostenträgern vielfach mit Verweis 
auf eine mangelnde Studienlage, das 
in § 12 SGB V normierte Gebot der 
Wirtschaftlichkeit und entsprechende 
Rechtsprechung des Bundessozial-
gerichts (BSG) abgelehnt. Im Ergeb-
nis konnte dennoch vielfach mit dem 
Kenntnisstand aus der AG „Sonstige 
Entgelte“ (siehe 6.2) eine Vereinba-
rungslösung mit den Krankenkassen 
erzielt werden.

Die Regelungen zu den Zuschlägen für 
Zentren und Schwerpunkte nach § 2 
Abs. 2 Nr. 4 KHEntgG sind im Land 
Berlin zwischen den Krankenhäu-
sern und den Krankenkassen weiter-
hin strittig. Zumindest für die Jahre 
bis 2015 zeichnet sich zur Beilegung 
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Die Verhandlungen nach den Vorga-
ben der BPflV waren maßgeblich ge-
prägt durch die Einführung des neuen 
Psychiatrie-Entgeltsystems ab dem 
Jahr 2013 (optionale Einführung 2013 
bis 2017; verpflichtende Einführung im 
Jahr 2018; besondere Einrichtungen 
verhandeln weiterhin nach der BPflV in 
der bis zum 31. Dezember 2012 gel-
tenden Fassung). Bis zum Budgetjahr 
2015 wurde nur von einem Mitglieds-
krankenhaus das neue Entgeltsystem 
optional eingeführt. Für das Jahr 2016 
erklärten vier weitere Mitgliedskran-
kenhäuser den optionalen Umstieg ge-
genüber den Krankenkassen. In den 
Verhandlungen nach dem neuen Ent-
geltsystem konnten die im Rahmen der 
Optionsphase geltende Obergrenze in 
Höhe des doppelten Veränderungswer-
tes in die Verhandlungen eingebracht 
und Budgetsteigerungen oberhalb des 

NaNach § 17a Abs. 1 KHG sind die 
Kosten der Ausbildungsstätten, der 
Ausbildungsvergütungen und die 
Mehrkosten des Krankenhauses in-
folge der Ausbildung, insbesondere die 
Mehrkosten der Praxisanleitung, zu fi-
nanzieren. Die Verhandlungen zu den 

einfachen Veränderungswertes reali-
siert werden.

Mit dem PsychVVG wurden die unter-
schiedlichen Finanzierungssysteme für 
psychiatrische und psychosomatische 
Fachabteilungen/Fachkrankenhäuser 
wieder zu einem Budgetsystem. Inso-
fern bleibt es bei einem zwischen den 
Vertragsparteien auf Ortsebene für das 
jeweilige Krankenhaus zu vereinbaren-
den und durch den Veränderungswert 
gedeckelten Budget. Dies veranlasste 
den Verband, seine Mitglieder dahin-
gehend zu beraten, eine möglichst 
vollständige Ausschöpfung der recht-
lich möglichen Budgetsteigerungen mit 
den Krankenkassen durchzusetzen und 
hierbei insbesondere auf die gut dar-
stellbare Situation im Bereich der Per-
sonalkosten in Verbindung mit den Re-
gelungen der AVR DWBO abzustellen.

Ausbildungsbudgets wurden im Be-
richtszeitraum vor allem mit Blick auf 
die Kosten je Ausbildungsplatz zuse-
hends intensiver geführt. Der Verband 
begleitete die Mitgliedskrankenhäuser 
in den Verhandlungen auch mit Ver-
weis auf die rechtlichen Besonderhei-

der bisherigen Schiedsstellenverfahren 
eine Finanzierung ab.

Erste Verhandlungen für das Jahr 
2017 zeigen, dass die Vereinbarung 
des Pflegezuschlags nach § 8 Abs. 10 
KHEntgG unproblematisch erfolgt. Mit 
Blick auf mögliche Fixkostendegres-

sionsabschläge ist beiden Vertrags-
parteien bewusst, dass eine exakte 
Bestimmung unter Wahrung der je-
weiligen Positionen auf dem Verhand-
lungswege kaum möglich sein wird. 
Hier gilt es für beide Parteien pragma-
tische Lösungen für die Umsetzung der 
gesetzlichen Regelungen zu finden.

Verhandlungen nach den Vorgaben der Bundespflegesatzverordnung (BPflV)

Vereinbarung der hausindividuellen Ausbildungsbudgets 
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ten des § 17a KHG bei der Vereinba-
rung der Ausbildungsbudgets.

Nach Abschluss der Verhandlungen 
unterstützte der VEKP die Mitglieds-

krankenhäuser bei der Erstellung und 
Abstimmung der Vereinbarungstexte 
sowie bei (in Einzelpunkten) geschei-
terten Verhandlungen in den darauf 
folgenden Schiedsstellenverfahren.

Ausblick und Bewertung der weiteren Entwicklung
der Budgetrunden 2015 bis 2017
In den aktuellen Budgetverhandlungen 
zeigt sich weiterhin die möglichst pass-
genaue Vereinbarung der Leistungs-
mengen als große Herausforderung für 
die Krankenhäuser. Die Verhandlungen 
finden meist retrospektiv statt. Damit 
minimiert sich für beide Seiten das Ri-
siko von Fehlschätzungen. Neben den 
zentralen Eckpunkten der Budget- und 
Entgeltverhandlungen ist die strategi-
sche Bedeutung der weiteren Verhand-
lungstatbestände sowie der sonstigen 
Rahmenbedingungen der Budgetver-
einbarung gewachsen. Bei den Bud-
get- und Entgeltverhandlungen werden 
diese Aspekte in eine verbandliche Be-
wertung der Verhandlungs- bzw. Ver-

einbarungsangebote einbezogen und 
Handlungsoptionen aufgezeigt.

Zur Unterstützung der Krankenhäuser 
bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Budget- und Entgeltverhandlungen 
führte der VEKP sein Benchmark auf der 
Grundlage der Ist-Leistungsdaten der 
Krankenhäuser des Jahres 2016 fort. 
Das Benchmark ermöglicht es den Kran-
kenhäusern, u. a. ihre eigene Leistungs-
entwicklung im Vergleich zu anderen 
Krankenhäusern besser einzuschätzen 
und kann darüber hinaus für vielfältige 
Fragestellungen im Kontext der Budget-
verhandlung zur ergänzenden Unterstüt-
zung herangezogen werden.
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Das DRG-System führt sowohl im 
Krankenhaus als auch bei den zustän-
digen Kostenträgern und Landesbehör-
den zu einer hohen Transparenz des 
Leistungsgeschehens, was von allen 
Beteiligten zur Steuerung und Weiter-
entwicklung bestehender Strukturen 
genutzt wird. Die sich zunehmend ver-
bessernde Datenbasis auf Seiten der 
Kostenträger und der Landesbehörden 
führte bei den Mitgliedskrankenhäu-
sern in Berlin und Brandenburg zu dem 
Entschluss, die verbandlichen Struktu-
ren zu nutzen und ein eigenständiges, 
länderübergreifendes DRG-Benchmark 
(hierzu 6.1) auf der Grundlage der Da-
ten nach § 21 KHEntgG aufzubauen.

Als weitere Unterstützung für die Kran-
kenhäuser bei der Vorbereitung und 
Durchführung ihrer Budgetverhand-
lungen mit den Kostenträgern wird die 
trägerverbandsübergreifende Arbeits-
gruppe „Sonstige Entgelte“ (hierzu 
6.2) durch die Geschäftsstelle des 
VEKP koordiniert.

Das Psychiatrie-Entgeltgesetz (Psy-
chEntgG) schuf die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Einführung 
eines neuen Entgeltsystems für die Be-
reiche der Psychiatrie, Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie sowie Psychosomatik. 
Das neue Psychiatrie-Entgeltsystem 
wird auch in diesem Bereich zu einer 
deutlichen Erhöhung der Leistungs-
transparenz, sowohl im Krankenhaus, 
als auch bei den Kostenträgern und 
den Landesbehörden, führen. 

Das PsychVVG veränderte die Rah-
menbedingungen für das Psychiatrie-
Entgeltsystem grundlegend. Vielfach 
ist die konkrete Ausgestaltung noch 
nicht klar erkennbar, da diese zwi-
schen den Selbstverwaltungspartnern 
auf Bundesebene zu vereinbaren ist. 
Vor diesem Hintergrund setzte der 
VEKP sein bislang auf der Grundlage 
der Daten nach § 21 KHEntgG erstell-
tes PEPP-Benchmark für die Mitglieds-
krankenhäuser mit psychiatrischen/
psychosomatischen Fachabteilungen 
vorübergehend aus. Das PEPP-Bench-
mark soll fortgeführt werden, wenn 
erkennbar ist, welche Auswertungen 
und Kennzahlen für die Mitgliedskran-
kenhäuser tatsächlich von Bedeutung 
sind.

Die ebenfalls durch die VEKP-Ge-
schäftsstelle koordinierte, trägerver-
bandsübergreifende Arbeitsgruppe 
„Einführung PEPP-Entgeltsystem“ 
(hierzu 6.3) bietet den Krankenhäu-
sern die Möglichkeit, sich über Fragen 
und Probleme im Kontext der Einfüh-
rung des neuen Entgeltsystems auszu-
tauschen.

Die von allen Mitgliedskrankenhäusern 
zur Verfügung gestellten Leistungsda-
ten nach § 21 KHEntgG stärken den 
VEKP zugleich in seiner Analysefähig-
keit bezogen auf krankenhausplane-
rische Fragestellungen sowie bei den 
Beratungen in den Landesgremien zur 
Weiterentwicklung der Krankenhaus-
strukturen.

6. Daten- und Benchmarkprojekte des VEKP
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Aus der Arbeit

6.1 DRG-Benchmark

Die Verbandsgeschäftsstelle stellte 
den Mitgliedskrankenhäusern die Er-
gebnisse des Benchmarkprojekts im 
Juni 2017 als Datenbank zur Verfü-
gung. Die nachfolgenden Diagramme 
zeigen die Entwicklung der Summe 
der effektiven Bewertungsrelationen 
(CM) sowie des effektiven Casemix-
Indexes (CMI) vom Jahr 2012 zum 
Jahr 2016 in den Berliner und Bran-
denburger Mitgliedskrankenhäusern 
als Auszug aus den Ergebnissen des 
Benchmarks. Bei der Bewertung der 
dargestellten Ergebnisse ist zu berück-
sichtigen, dass diese Entwicklungen 
sich stets aus den technischen Effek-
ten der DRG-Systementwicklung und 
den eigentlichen Leistungs- bzw. Leis-
tungsstrukturveränderungen zusam-
mensetzen.

Die für das Land Brandenburg aus-
gewiesenen Werte wurden um die 
Leistungszahlen eines 2013 aus dem 
Mitgliedsbereich des VEKP ausge-
schiedenen Krankenhauses bereinigt.

Das DRG-Benchmark wurde in seinen 
Auswertungen gegenüber dem Vor-
jahr für das Datenjahr 2016 nicht ver-
ändert. Wie in den Vorjahren liegt der 
Fokus bei der Weiterentwicklung des 
Benchmarks auf dem Bereich der Aus-
wertung von Qualitätsindikatoren. So-
mit ist auch die sich anbahnende Ent-
wicklung im Benchmark abgebildet.

Aus dem Kreis der 24 Mitgliedskran-
kenhäuser (teilweise mit mehreren 
Standorten) im Jahr 2016 mit somati-
schen Fachabteilungen konnten Daten 
von 23 Krankenhäusern in die Bench-
markauswertungen einbezogen wer-
den. Nicht einbezogen wurden Daten 
aus besonderen Einrichtungen gem. 
§ 17b Abs. 1 Satz 15 KHG. Ebenfalls 
keine Berücksichtigung in den Aus-
wertungen fanden Fälle, die über einen 
Vertrag zur integrierten Versorgung ab-
gerechnet wurden sowie Fälle, die über 
hausindividuelle Entgelte vergütet wur-
den.
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Die Casemix-Entwicklung der Mit-
gliedskrankenhäuser insgesamt stellt 
sich seit 2012 durchweg positiv dar. 
Dies darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die hausindividuellen 
Entwicklungen sehr heterogen sind. 
Im Betrachtungszeitraum 2012 bis 
2016 konnte im Bereich der Berliner 
Mitgliedskrankenhäuser insgesamt 
ein Leistungsmengenzuwachs ober-
halb des Landesdurchschnitts auf 
rd. 113.000 CM-Punkte verzeichnet 
werden. Auch im Bereich der Bran-
denburger Mitgliedskrankenhäuser 
ist ein gegenüber der Entwicklung 

im Land überdurchschnittlicher Leis-
tungsmengenzuwachs auf insgesamt 
rd. 83.000 CM-Punkte festzustellen. 
Die für diesen Vergleich herangezo-
genen Landeswerte stammen hierbei 
aus den im Landesbasisfallwert für die 
Jahre 2013 bis 2017 zu Grunde geleg-
ten Leistungsmengen.
 
Eine Aussage zur Gesamtentwicklung 
der diakonischen Krankenhäuser kann 
aus der isolierten Betrachtung der Case-
mix-Entwicklung weder unter Leistung-
saspekten noch unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten abgeleitet werden.

Die teils deutlichen Veränderungen in 
der mittleren Fallschwere (CMI) mit 
nahezu jährlich wechselnden Vorzei-
chen sind zumeist auf die Entwicklun-
gen in einzelnen Häusern sowie un-
terschiedliche Schwerpunkte seitens 
des InEK in der Weiterentwicklung 
des DRG-Systems und damit bei den 
hausindividuellen Katalogeffekten zu-

rückzuführen. Exemplarisch zu be-
nennen sind hierbei der Aufbau geria-
trischer Kapazitäten, insbesondere im 
Land Brandenburg, infolge der Kran-
kenhausplanung sowie eine deutli-
che Abwertung der Inneren Medizin 
im DRG-System 2014. Auch für das 
Jahr 2017 sind in Folge der Verände-
rungen in der Kalkulationssystematik 
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(siehe Kapitel 4) wieder größere Ver-
änderungen beim CMI – zumindest 

Die aus der Arbeitsgruppe „Sonstige 
Entgelte“ hervorgegangene Arbeits-

auf der Einzelhausebene – zu erwar-
ten.

gruppe „Einführung PEPP-Entgelt-
system“ wird ebenfalls durch die Ge-

Die Ende 2013, u. a. auf Initiative aus 
dem Mitgliederbereich des VEKP, etab-
lierte und durch die Verbandsgeschäfts-
stelle koordinierte, trägerverbands-
übergreifende Arbeitsgruppe „Sonstige 
Entgelte“ ist im Berichtszeitraum zu 
zwei weiteren Sitzungen zusammenge-
troffen. Insgesamt beteiligen sich rd. 40 
Krankenhäuser an der Arbeitsgruppe. 
Aus dem Mitgliederbereich des VEKP 
sind alle Krankenhäuser, die hausindivi-
duelle Entgelte vereinbaren, an der Ar-
beitsgruppe beteiligt. Eine Fortführung 
der Arbeitsgruppe ist für September 
2017 vorgesehen.

Die Arbeitsgruppensitzungen sind ge-
prägt von einem transparenten Aus-
tausch zu Fragen der Kalkulation und 
Vereinbarung von hausindividuellen 
Entgelten nach § 6 KHEntgG. Von den 
Teilnehmern wird diese Plattform dar-
über hinaus auch zum Austausch über 
aktuelle Fragestellungen rund um die 
Budget- und Entgeltverhandlungen ge-
nutzt. Auch die Budgetverhandlungen 
werden durch die hergestellte Transpa-
renz positiv beeinflusst. Kurzfristig not-
wendige Informationen zu den „Rah-
menbedingungen“ der vereinbarten 
Entgelte in anderen Teilnehmerkranken-

häusern können eingeholt und die Ver-
handlungen zu den Entgelten mit den 
Kostenträgern auf einer sachlicheren 
Ebene geführt werden.

Die Verbandsgeschäftsstelle stellte den 
Teilnehmern im Berichtszeitraum zwei-
mal aktualisierte Aufstellungen mit den 
von den teilnehmenden Krankenhäu-
sern vereinbarten hausindividuellen Ent-
gelten zur Verfügung und beantwortete 
darüber hinaus verschiedene Einzelan-
fragen zu Vergleichsentgelten. Auch die 
im Rahmen einer Unterarbeitsgruppe 
im Jahr 2016 erstellten Muster-Kalkula-
tionstabellen für hausindividuelle DRGs 
sind für das DRG-System 2017 ange-
passt und den Teilnehmern zur Verfü-
gung gestellt worden.

Aus dem Teilnehmerkreis der Arbeits-
gruppe wurde angeregt, sich auch zu 
den Eckdaten der Ausbildungsbudgets 
auszutauschen. Die Verbandsgeschäfts-
stelle entwarf hierzu in Abstimmung mit 
den Teilnehmern eine Erhebungstabelle. 
Eine erste Übersicht mit den Ergebnis-
sen dieser Erhebung konnte den insge-
samt rd. 30 sich an diesem Austausch 
beteiligenden Krankenhäusern im April 
2017 zur Verfügung gestellt werden.

6.2 Trägerverbandsübergreifende AG „Sonstige Entgelte“

6.3  Trägerverbandsübergreifende AG „Einführung PEPP-Entgeltsystem“
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schäftsstelle des VEKP koordiniert 
und kam im Berichtszeitraum zu drei 
Sitzungen zusammen. Eine Fortfüh-
rung der Arbeitsgruppe fand im Sep-
tember 2017 statt.

Neben dem transparenten Austausch 
über Fragen und Probleme im Zusam-
menhang mit der bis 2017 optiona-
len Einführung des PEPP-Entgeltsys-
tems wurde aus dem Teilnehmerkreis 
ein Austausch von Kennzahlen ange-
regt. Aufgrund der geringen Anzahl an 
PEPP-Umsteigern sowie der aktuell 
noch vielen Veränderungen im PEPP-
Entgeltsystem ist ein Austausch von 
Kennzahlen bzw. Vereinbarungswer-
ten für hausindividuelle Entgelte der-
zeit allerdings nicht möglich.

Mit der Initiierung des Benchmarkverfah-
rens stellten die Mitgliedskrankenhäuser 
dem VEKP ihre (Ist-)Leistungsdaten ge-
mäß § 21 KHEntgG zur Verfügung. Diese 
Leistungsdaten enthalten ab dem Jahr 
2009 auch die Leistungen, die der BPflV 
unterliegen, und bilden somit das Leis-
tungsgeschehen in den Krankenhäusern 
vollständig ab. Auf dieser Grundlage kann 
das Leistungsgeschehen in den diakoni-
schen Krankenhäusern in Berlin und Bran-
denburg differenziert analysiert werden. 

Die nachfolgenden Tabellen geben eine 
detaillierte Übersicht über die Kennzah-
len „vollstationäre Fallzahl“, „Verweil-

Ein Schwerpunkt der Arbeitsgruppen-
sitzungen im Berichtszeitraum waren 
die Neuregelungen des PsychVVG. 
Großen Raum nahm dabei die Befas-
sung mit den Nachweispflichten für 
Psych-PV-Personal sowie die Nach-
verhandlungsmöglichkeiten für nicht 
besetzte Psych-PV-Stellen ein. Die 
mit dem PsychVVG nochmals bedeu-
tender gewordene Personalermittlung 
nach der Psych-PV veranlasste den 
Teilnehmerkreis dazu, sich über die der 
Psych-PV-Berechnung zugrunde lie-
genden Parameter auszutauschen. Die 
Verbandsgeschäftsstelle nahm eine 
entsprechende Datenerhebung vor, 
an der sich 11 Krankenhäuser betei-
ligten. Diesen Krankenhäusern konnte 
im August 2017 eine erste Übersicht 
zur Verfügung gestellt werden.

dauer“, „Alter der behandelten Patientin-
nen und Patienten“ sowie „mittlere Anzahl 
der kodierten Nebendiagnosen“. In die 
Darstellung sind alle vollstationären Fälle 
der  diakonischen Krankenhäuser in Ber-
lin und Brandenburg der Jahre 2012 bis 
2016 eingeflossen (Ist-Leistungen). Zur 
besseren Vergleichbarkeit der Daten zwi-
schen den Entgeltbereichen sowie in der 
Zeitreihenbetrachtung wurden Regelun-
gen der Vereinbarung zum pauschalie-
renden Entgeltsystem für psychiatrische 
und psychosomatische Einrichtungen 
(PEPPV) (z.  B. Berechnungstage vs. Ver-
weildauer) nicht berücksichtigt. Eine Dar-
stellung der für den KHEntgG-Bereich 

7. Entwicklung der ev. Krankenhäuser in Berlin 
und Brandenburg in den Jahren 2012 bis 2016 
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VEKP Gesamt

KHEntgG BPflV Gesamt

Fallzahl 
(vollstat.)

2012 158.154 10.046 168.200
2013 161.322 10.189 171.511
2014 165.417 10.560 175.977
2015 166.275 10.315 176.590
2016 170.929 10.553 181.482

Verweildauer

2012 8,07 23,45 8,99
2013 7,91 23,44 8,83
2014 7,73 22,81 8,63
2015 7,76 24,00 8,71
2016 7,65 23,84 8,60

Alter

2012 58,45 46,43 57,73
2013 58,71 46,97 58,01
2014 58,43 47,55 57,78
2015 58,83 47,28 58,15
2016 58,58 47,32 57,92

Neben diagnosen

2012 6,09 2,62 5,88
2013 6,36 2,67 6,14
2014 6,54 2,96 6,33
2015 6,67 3,02 6,45
2016 6,79 3,07 6,58

relevanten Kennzahlen „Casemix“ und 
„Casemix-Index“ findet sich im Kapitel 6.1 
( DRG-Benchmark/Benchmarkprojekte 
des VEKP).

Die für das Land Brandenburg ausge-
wiesenen Werte wurden um die Leis-
tungszahlen des im Jahr 2013 aus dem 
Mitgliedsbereich des VEKP ausgeschie-
denen Krankenhauses bereinigt.

Die positive Fallzahlentwicklung setzte 
sich insgesamt auch im Jahr 2016 fort. 
Der Fallzahlzuwachs gegenüber dem 
Vorjahr liegt mit +2,77 % über dem 
Durchschnitt der vergangenen Jahre. 
Im Bereich der BPflV sind die Fallzah-
len in den vergangenen Jahren nahezu 
unverändert. Der hohe Bettenauslas-
tungsgrad lässt bei nahezu unverän-

derten Kapazitäten in diesem Bereich 
kaum Fallzahlentwicklungen zu.

Die Anzahl der verschlüsselten Ne-
bendiagnosen je Fall ist seit dem Jahr 
2012 kontinuierlich auf nunmehr im 
Mittel 6,58 angestiegen. Im Bereich 
der BPflV kann diese Entwicklung 
auch auf die zunehmende Bedeutung 
der umfassenden Dokumentation der 
Leistungen mit Blick auf die Einführung 
des PEPP-Entgeltsystems zurückge-
führt werden. 

Für beide Bundesländer schlägt sich 
für den KHEntgG-Bereich der in den 
diakonischen Krankenhäusern hohe 
Anteil geriatrischer Versorgung (jeweils 
rd. 35 % der Plankapazitäten der Ger-
iatrie) in deutlich über dem jeweiligen 
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Brandenburg

KHEntgG BPflV Gesamt

Fallzahl 
(vollstat.)

2012 67.945 2.434 70.379
2013 68.033 2.481 70.514
2014 69.742 2.492 72.234
2015 70.243 2.185 72.428
2016 70.312 2.122 72.434

Verweildauer

2012 7,91 20,98 8,36
2013 7,80 20,95 8,26
2014 7,71 20,89 8,17
2015 7,78 23,79 8,27
2016 7,80 25,10 8,31

Alter

2012 60,15 48,74 59,75
2013 60,43 49,03 60,03
2014 60,15 50,18 59,81
2015 60,52 49,23 60,18
2016 60,40 49,59 60,08

Neben diagnosen

2012 6,65 2,25 6,50
2013 6,98 2,76 6,83
2014 7,00 3,48 6,87
2015 7,15 3,32 7,03
2016 7,32 3,30 7,20

Berlin

KHEntgG BPflV Gesamt

Fallzahl 
(vollstat.)

2012 90.209 7.612 97.821
2013 93.289 7.708 100.997
2014 95.675 8.068 103.743
2015 96.032 8.130 104.162
2016 100.617 8.431 109.048

Verweildauer

2012 8,20 24,24 9,45
2013 7,99 24,25 9,23
2014 7,74 23,40 8,96
2015 7,75 24,05 9,02
2016 7,55 23,53 8,78

Alter

2012 57,17 45,70 56,28
2013 57,45 46,31 56,60
2014 57,18 46,74 56,37
2015 57,60 46,75 56,75
2016 57,30 46,75 56,49

Neben diagnosen

2012 5,67 2,74 5,45
2013 5,91 2,64 5,66
2014 6,22 2,80 5,95
2015 6,32 2,94 6,05
2016 6,42 3,01 6,16
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Landesdurchschnitt (Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg 2015: 6,6 Tage in 
Berlin bzw. 7,0 Tage in Brandenburg 
im KHEntgG-Bereich) liegenden Ver-
weildauern nieder. Bestätigt wird dies 
darüber hinaus durch ein ebenfalls ge-

genüber dem jeweiligen Landesdurch-
schnitt (Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg 2015: 55,5 Jahre in Berlin 
bzw. 58,2 Jahre in Brandenburg insge-
samt) höher liegendes mittleres Alter 
der behandelten Patienten.

Aus der Arbeit

Die Krankenhausplanung ist grund-
sätzlich Aufgabe der Länder. Das 
KHSG schuf allerdings auf Bundes-
ebene die Voraussetzungen für einen 
bundeseinheitlichen Einstieg in eine 
qualitätsorientierte Krankenhauspla-
nung. Zukünftig soll der G-BA Quali-
tätsindikatoren beschließen, die als 
Grundlage für eine qualitätsorientierte 
Krankenhausplanung der Länder ge-
eignet sind und Bestandteil der Kran-
kenhauspläne werden. In einem ersten 
Schritt wurden die Leistungsbereiche 
Geburtshilfe, gynäkologische Operatio-
nen und Mammachirurgie ausgewählt. 
Durch Landesrecht kann die Geltung 
der planungsrelevanten Qualitätsin-
dikatoren ganz oder teilweise ausge-
schlossen oder eingeschränkt werden. 
Der VEKP setzte sich in den Diskus-
sionen dafür ein, dass auch zukünftig 
die landesspezifischen Rahmenbedin-
gungen bei der Krankenhausplanung 
berücksichtigt werden und die Verant-
wortung für die Organisation der me-
dizinischen Versorgung in den jeweili-
gen Ländern wahrgenommen wird. Die 
Länder dürfen durch die planungsrele-
vanten Qualitätsindikatoren nicht aus 
ihrer Verantwortung für eine bedarfs-
gerechte Krankenhausplanung entlas-
sen werden. 

Im Berichtszeitraum fanden insge-
samt drei Landeskonferenzen zur 
Krankenhausplanung in Brandenburg 
statt. Die Landeskonferenz wirkt an 
der Aufstellung und Fortschreibung 
des Krankenhausplanes mit. Mitglied 
der Landeskonferenz sind alle am Pla-
nungsprozess beteiligten Institutionen. 
Der VEKP ist über die LKB eingebun-
den. Der Schwerpunkt der Einzelan-
träge im Berichtszeitraum bezog sich 
auf die Bereiche Psychiatrie und Ger-
iatrie. Damit sind auch zentrale Hand-
lungsfelder evangelischer Kranken-
häuser berührt. Ergänzend zu diesen 
Einzelanträgen ist die Frage des Aus-
weises von Zentren im Land Branden-
burg in die Diskussionen der Landes-
konferenz aufgenommen worden. Der 
Brandenburger Krankenhausplan ver-
zichtet aktuell auf den Ausweis von 
Zentren, obgleich schon heute in Bran-
denburger Kliniken besondere Aufga-
ben im Sinne der auf Bundesebene 
getroffenen Zentrumsvereinbarung er-
bracht werden. Die Finanzierung dieser 
Aufgaben setzt eine krankenhauspla-
nerische Ausweisung voraus. Das zu-
ständige Ministerium gründete mit den 
am Planungsprozess Beteiligten eine 
„AG Zentren“, in der das methodische 
Vorgehen für den Ausweis von Zentren 

8. Krankenhausplanung Berlin und Brandenburg
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diskutiert wurde. Das Ministerium hat 
auf der Grundlage einer Bestandsauf-
nahme, die im Wege einer Umfrage 
entstanden ist, Anfang Oktober 2017 
seine Überlegungen zur Zuweisung be-
sonderer Aufgaben entwickelt und in 
den Fachgremien vorgestellt. Ziel ist 
es, noch im Jahr 2017 bestehende An-
träge auf einen Zentrumsausweis be-
scheiden zu können.

Obgleich es in Berlin bereits Zentrums-
ausweisungen im Krankenhausplan 
gibt, lud die zuständige Senatsverwal-
tung die an der Krankenhausplanung 
Beteiligten ein, um über die zukünfti-
gen Aufgabenzuweisungen in Berlin zu 
beraten. Zum Zeitpunkt der Berichts-
erstellung lagen noch keine konkreten 
Überlegungen für die Zuweisung be-
sonderer Aufgaben vor.

Über die landesspezifischen Themen 
zur Krankenhausplanung hinaus setz-

ten die Länder Berlin und Brandenburg 
ihre Überlegungen zur Verzahnung des 
Prozesses der Krankenhausplanung für 
die Zeit ab 2020 fort. In der Koalitions-
vereinbarung 2016 bis 2021 der Regie-
rungsparteien des Landes Berlin wurde 
die „Gemeinsame Krankenhausplanung 
Berlin-Brandenburg 2020“ verankert.

Das Land Brandenburg traf eine ent-
sprechende Festsetzung in der Land-
tagssitzung vom Juni 2017. Erste kon-
krete Arbeiten unter Einbindung der an 
der Krankenhausplanung Beteiligten 
sind für das Jahr 2018 mit der Einbe-
rufung eines Regionalausschusses vor-
gesehen. Die Länder setzten sich zum 
Ziel, in zeitlicher Parallelität einen je-
weils eigenständigen Krankenhausplan 
zu verabschieden. Der VEKP ist in die 
Landesgremien zur Krankenhauspla-
nung eingebunden und wird die Mit-
glieder über den aktuellen Stand der 
Diskussionen zeitnah informieren.
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9. Krankenhausinvestitionsfinanzierung 
Berlin und Brandenburg
Mit dem ersten Gesetz zur Ände-
rung des Landeskrankenhausgeset-
zes (LKG) erfolgte zum 1. Juli 2015 
eine Umstellung der Krankenhausför-
derung in Berlin auf Investitionspau-
schalen. Damit wurde die bisherige 
Unterscheidung zwischen Einzelförde-
rung und pauschaler Förderung aufge-
hoben. Bundesweit erstmalig wurden 
die vom InEK kalkulierten Investiti-
onsbewertungsrelationen zur zentralen 
Grundlage der Investitionsfinanzierung 
gemacht. Die Höhe des den Kranken-
häusern insgesamt zur Verfügung ste-
henden Fördervolumens bestimmt sich 
nach den im Landeshaushalt ausge-
wiesenen Mitteln.

Der Haushalt 2017 wies Investitions-
mittel für die Berliner Kliniken i. H. v. 
109 Mio. € aus. Nach Berechnungen 
des InEK lag der Investitionsbedarf 
der Berliner Kliniken im Jahr 2017 bei 
rund 256 Mio. € pro Jahr. Damit wies 
der Haushaltsplan 2017 erneut eine 
erhebliche Investitionslücke auf. 

Mit dem Koalitionsvertrag 2016  –  2021 
verfolgt der Senat das Ziel, den Sanie-
rungsstau in Berlin abzubauen und ei-
nen neuen Sanierungsrückstand durch 
höhere Ersatzinvestitionen zu verhin-
dern. Auf dieser Grundlage wurden 
zum Ende des Berichtszeitraumes 
die Beratungen zum Doppelhaushalt 
2018/2019 aufgenommen. Der  Senat 
beschloss in seiner Sitzung im Juli 

2017 den Entwurf des Doppelhaus-
haltes. Dieser sieht ein Investitions-
programmvolumen für Krankenhäuser 
von insgesamt 260 Mio. €, verteilt auf 
120 Mio. € in 2018 und 140 Mio. € 
in 2019, vor. Mit diesem Haushaltsan-
satz wird das Ziel einer Finanzierung 
mindestens in Höhe des Bundesdurch-
schnittes für die Jahre 2018/2019 
deutlich verfehlt. Der VEKP machte 
dies in seinen Stellungnahmen deut-
lich und forderte eine Anhebung der 
Pauschale auf mindestens das durch-
schnittliche Niveau der übrigen Bun-
desländer bereits in 2018. Zum Abbau 
des Investitionsstaus mahnte er ergän-
zend ein Sonderprogramm für Kran-
kenhäuser im Rahmen der SIWANA-
Mittel unter Berücksichtigung der 
Trägerpluralität und Subsidiarität an. 

Der Landtag Brandenburg beschloss 
in seiner Sitzung am 16. Dezember 
2016 den Doppelhaushalt 2017/2018. 
Er sieht für Investitionen von Kranken-
häusern ein Volumen von 80 Mio. € 
pro Jahr vor. Der Doppelhaushalt 
2017/2018 bewegt sich damit auf der 
Linie der Landesregierung, die für die 
Dauer der Legislaturperiode ein För-
dervolumen i. H. v. mindestens ins-
gesamt 400 Mio. € vorgesehen hat. 
Damit bleibt es bei der auch in der 
Vergangenheit wiederholt geäußerten 
Kritik an der mangelnden Finanzaus-
stattung der Krankenhäuser in Bran-
denburg. Darüber können auch die 
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aus dem Bundes-Strukturfonds nicht 
hinweg täuschen.

Zuschlages von 10 €/Fall konnte bis-
her nicht realisiert werden. Letztend-
lich zielte diese Maßnahme, wie auch 
die Diskussion zur Einführung zusätzli-
cher Notfallpraxen, auf eine Patienten-
steuerung. Aus Sicht des VEKP kann 
eine ambulante Notfallversorgung 
nicht ohne die Rettungsstellen in den 
Krankenhäusern funktionieren. Allein 
in Berlin werden deutlich über eine Mil-
lion Fälle in den Rettungsstellen be-
handelt. In Brandenburg sind es knapp 
unter einer Million Fälle. Allerdings ist 
hier die Sicherung der flächendecken-
den Versorgung auch in den struktur-
schwachen Regionen zu gewährleis-
ten. Der VEKP wird die Diskussion in 
diesem Sinne weiterführen.

erheblichen Aktivitäten des Landes 
Brandenburg zur Sicherung von Mitteln 

Ambulante Notfallversorgung
Neben Fragen der Vergütung stand ins-
besondere auch der Zugang zu einer 
ambulanten Notfallversorgung im Mit-
telpunkt bundesweiter Diskussionen. 
Die zuständigen Gremien auf Bundes-
ebene führten im April 2017 eine Neu-
regelung zur Finanzierung der ambu-
lanten Notfallversorgung zu Lasten der 
Rettungsstellen in den Krankenhäu-
sern ein. Krankenhäuser erhalten da-
nach tagsüber eine sogenannte Abklä-
rungspauschale in Höhe von 4,74  €. 
Damit wird die Finanzierungslücke in 
der Versorgung von Notfallpatienten 
auch in den Mitgliedskrankenhäusern 
nochmals verschärft. Eine auf Bundes-
ebene eingebrachte Gesetzesinitiative 
zur übergangsweisen Zahlung eines 

10. Ambulante Versorgung im und am Krankenhaus

Ambulante spezialfachärztliche Versorgung (ASV nach § 116b SGB V)
BDer VEKP informierte seine Mitglied-
seinrichtungen im Land Brandenburg 
über geänderte Formulare für die An-
zeigen zu der Indikation Tuberkulose 
und atypische Mykobakteriose sowie 
den Beschluss des erweiterten Lan-
desausschusses für das Land Bran-
denburg zum zukünftigen Verfahren 
zur Darlegung der Erfüllung der Vorga-
ben der Qualitätssicherungsvereinba-
rung gemäß § 135 Absatz 2 SGB V.

Im Berichtszeitraum liefen die Be-
standsschutzregeln zur ASV-Versor-
gung nach altem Recht aus. Dies be-

traf im Jahr 2017 die Indikationen 
Tuberkulose und atypische Mykobak-
teriose (Januar) und gastrointestinale 
Tumoren und Tumoren der Bauchhöhle 
(Juli). Die betroffenen Krankenhäuser 
mussten somit beim erweiterten Lan-
desausschuss neue Teilnahmeanzei-
gen für die ASV einreichen.

Darüber hinaus können nach dem In-
krafttreten entsprechender Anlagen zu 
der einschlägigen ASV-Richtlinie Kran-
kenhäuser, die im Rahmen der ASV ein 
Versorgungsangebot zur Behandlung 
von Patientinnen/Patienten mit Mar-
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Aus der Arbeit

Der VEKP konnte mitteilen, dass nach 
Abschluss des Unterschriftsverfahrens 
zur aktuellen Vergütungsvereinbarung 
der ärztlichen und nichtärztlichen Leis-
tungen in psychiatrischen Institutsam-
bulanzen im Land Brandenburg für 
alle Leistungen ab 1. Januar 2017 im 

Bereich der Erwachsenen-Psychiatrie 
230,25 € je Fall und Quartal, im Be-
reich der Kinder- und Jugendpsychia-
trie 276,30 € je Fall und Quartal, ab-
rechenbar sind. In Berlin werden die 
Verhandlungen auf der Ebene der ein-
zelnen Mitgliedskrankenhäuser geführt.

fansyndrom, pulmonaler Hypertonie, 
gynäkologischen Tumoren oder Mu-
koviszidose machen wollen, ihre Teil-

nahme an der ASV gegenüber den er-
weiterten Landesausschüssen Berlins 
und Brandenburgs anzeigen.

Psychiatrische Institutsambulanzen (PIA’s) nach § 118 SGB V 

11. Rechts- und Vertragsangelegenheiten

Am Ende des Berichtszeitraums tritt 
zum 1. Oktober 2017 der Rahmenver-
trag über ein Entlassmanagement der 
Krankenhäuser nach § 39 Absatz 1a 
Satz 9 SGB V zwischen der DKG, der 
KBV sowie dem GKV-SV in Kraft.
 
Die Vertragsparteien konnten sich über 
eine Änderung der strittigen Punkte, 
die zu einer Klage der DKG gegen die 
ursprüngliche Festsetzung des Rah-
menvertrages durch das erweiterte 
Bundesschiedsamt vor dem Landes-
sozialgericht Berlin-Brandenburg ge-
führt hatte, einigen. So wird im Rah-
men des Entlassmanagements nicht 
die lebenslange Arztnummer (LANR) 
zur Anwendung kommen, sondern eine 
auf Grundlage des § 293 Absatz 7 
SGB V bis zum 31. Dezember 2018 zu 
schaffende Krankenhausarztnummer. 
Bis zur Implementation der Kranken-
hausarztnummer soll im Rahmen des 
Entlassmanagements eine alternative 

Kennzeichnung (Fachgruppennum-
mer) verwendet werden. Des Weite-
ren wurde im Zuge der Änderung da-
rauf verzichtet, ausnahmslos für alle 
Patienten eine gesonderte schriftliche 
Einwilligung zur Datenübermittlung im 
Entlassmanagement einzuholen. Dies 
ist nur bei denjenigen Patientinnen/Pa-
tienten erforderlich, die tatsächlich ei-
ner Anschlussversorgung bedürfen.
 
Der VEKP rief die trägerweit bzw. 
hausindividuell mit der Umsetzung 
der mit der Neuregelung des Entlass-
managements einhergehenden Ände-
rungsnotwendigkeiten beauftragten 
Verantwortlichen der Mitgliedskran-
kenhäuser zu einem Erfahrungsaus-
tausch zusammen. Dieser bezieht sich 
insbesondere auf die Berechtigung der 
Einrichtungen, im Rahmen des Ent-
lassmanagements Arznei-, Verbands-, 
Heil- und Hilfsmittel, häusliche Kran-
kenpflege und Soziotherapie zu ver-

11.1 Entlassmanagement
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11.2 Prüfverfahrensvereinbarung (PrüfvV) gemäß § 17c Abs. 2 KHG

11.3 Rechtsprechung 

Nachdem die Ende 2014 in Kraft ge-
tretene PrüfvV aufgrund teilweiser 
massiver Kritik aus dem Krankenhaus-
bereich seitens der DKG gekündigt 
wurde, konnten die DKG und der GKV-
SV im Verhandlungswege eine Über-
arbeitung der PrüfvV vereinbaren, die 
Anfang 2016 zusammen mit der Ver-
einbarung zum elektronischen Daten-
austausch zwischen Krankenhaus und 
Krankenkasse unterzeichnet wurde. 

Der VEKP informierte seine Mitglieds-
krankenhäuser über vielfältige Rechts-
fragen im Zusammenhang mit der Ab-
rechnung von Krankenhausleistungen. 
Dabei galt es insbesondere die sich 
ständig weiterentwickelnde Rechtspre-
chung zu verfolgen und eine zeitnahe In-
formation der Mitglieder sicherzustellen. 

Bereits im Vorjahr wurde über Kran-
kenkassen-Regresse wegen Hilfsmit-
telverordnungen der Krankenhäuser 
berichtet. Nach der aus Krankenhaus-
sicht positiven Entscheidung des So-
zialgerichts Berlin vom 11. April 2016 
(S 81 KR 1181/14; n.rk.) konnte der 
VEKP ein weiteres positives Urteil be-
kanntgeben: SG Gotha vom 24. Feb-
ruar 2017 (S 50 KR 5690/14). Eine 
Berufung beim Landessozialgericht 
wurde angekündigt.

Die Prüfungen von Behandlungsfällen 
mit Behandlungsbeginn ab 1. Januar 
2017 müssen nunmehr nach den Neu-
regelungen der PrüfvV durchgeführt 
werden. Ergänzend hierzu beschloss 
die DKG Umsetzungshinweise zur 
überarbeiteten PrüfvV, die auch dem 
VEKP in seiner Beratungstätigkeit ge-
genüber den Mitgliedskrankenhäusern 
als Grundlage dienen.

Der VEKP berichtete über mehrere Ur-
teile des Bundessozialgerichts (BSG) 
vom 25. Oktober  2016 (B 1 KR 22/16 
R, B 1 KR 16/16 R, B 1 KR 18/16 R 
und B 1 KR 19/16 R), wonach neben 
der Auffälligkeitsprüfung nach § 275 
Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit Ab-
satz 1c SGB V eine sachlich-rechneri-
sche Richtigkeitsprüfung existiere, die 
einem eigenständigen Prüfverfahren 
unterfalle und bei der die Zahlung einer 
Aufwandspauschale durch die Kran-
kenkasse nicht in Betracht komme. Mit 
Wirkung ab 1. Januar 2016 stellte der 
Gesetzgeber klar, dass jede Prüfung 
der Abrechnung eines Krankenhauses 
als Prüfung nach § 275 Absatz 1c Satz 
1 SGB V anzusehen ist. Für sämtliche 
Abrechnungsprüfungen gelten – unab-
hängig davon, wie diese Prüfung be-
zeichnet wird – die Vorgaben des § 275 

ordnen sowie Arbeitsunfähigkeit zu 
bescheinigen. Der verbandsinterne 
Austausch soll die Mitgliedseinrichtun-

gen bei der Einführung des Entlassma-
nagements unterstützen. 
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Aus der Arbeit

Absatz 1c SGB V, sowie der PrüfvV, mit 
der Konsequenz, dass in allen diesen 
Fallkonstellationen die Aufwandspau-
schale zu zahlen ist, sofern die MDK-
Prüfung nicht zu einer Minderung des 
Rechnungsbetrages führt. 

Der VEKP informierte die Mitglieder 
auch über das Urteil des BSG vom 19. 
April 2016 (B 1 KR 21/15 R) zur Ver-
gütung einer vorzeitig abgebrochenen 
teilstationären Behandlung. Danach 
liege in Fällen einer Intervallbehand-
lung mit tage- oder wochenweisen Un-
terbrechungen keine zusammenhän-
gende teilstationäre Behandlung vor. 
Vielmehr sei jeder einzelne Behand-
lungstag als eigenständige teilstatio-
näre Behandlung anzusehen, deren 
Erforderlichkeit jeweils neu zu über-
prüfen ist. Muss die teilstationäre Be-
handlung an einem der Behandlungs-
termine vor Beginn der beabsichtigten 
Therapie abgebrochen werden, kann 
das Krankenhaus lediglich die Vergü-
tung für eine vorstationäre Behandlung 
beanspruchen. 

Die Abrechnung vorstationärer Leis-
tungen war ein weiterer Gegenstand 
verbandlicher Beratungen. Hier ha-
ben Krankenkassen einen gesonderten 
Nachweis der Ausschöpfung ambulan-
ter fachärztlicher Behandlungsmög-
lichkeiten vor der vorstationären Be-
handlung gefordert, obgleich dies nach 

verbandlicher Einschätzung nicht der 
geltenden Rechtslage entspricht. Hier 
zeichnen sich gerichtliche Verfahren ab. 

Unter den Stichworten „Bettgitter 
ohne Genehmigung“, „Schuldbeitritt 
zum Heimvertrag“, „Haftung des Vor-
sorgebevollmächtigten für ausstehen-
des Heimentgelt“, „Infektionsschutz 
im Heim nach Krankenhausstan-
dard?“, „Kündigung eines Heimvertra-
ges aus wichtigem Grund“, „konkrete 
Anforderungen an Vorsorgevollmacht 
und Patientenverfügung“, „Zwangs-
behandlung stationär versorgter Be-
treuter“, „Mangelbescheid wegen 
fehlender Fachkraft“, „Anerkennung 
ausländischer Berufsausbildungen“ 
und „Aufenthaltstitel für Betreuungs-
kraft“ informierte der VEKP seine Mit-
gliedspflegeeinrichtungen auch im Be-
richtszeitraum regelhaft über aktuelle 
Entwicklungen in der heimrechtlichen 
Rechtsprechung. Besondere Aufmerk-
samkeit widmete er dabei dem Urteil 
des Bundesgerichtshofs (BGH) III ZR 
279/15 zur Entgelterhöhung bei Än-
derung der Berechnungsgrundlage 
gemäß § 9 Wohn- und Betreuungs-
vertragsgesetz (WBVG). Der BGH ent-
schied, dass eine Entgelterhöhung des 
Heimträgers zu ihrer Wirksamkeit der 
Zustimmung des Heimbewohners be-
dürfe. Hierzu verfasste der VEKP für 
seine Mitgliedspflegeeinrichtungen 
Umsetzungshinweise.

11.4 Qualitätsverträge nach § 110a SGB V

Der VEKP informierte seine Mitglieds-
krankenhäuser darüber, dass der Ge-

meinsame Bundesausschuss (G-BA), 
seinem gesetzgeberischen Auftrag 
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aus dem Krankenhausstrukturgesetz 
(KHSG) vom 10. Dezember 2015 fol-
gend, Mitte Mai 2017 vier stationäre 
Leistungen bzw. Leistungsbereiche 
festgelegt habe, zu denen Qualitäts-
verträge nach § 110a SGB V zwischen 
Krankenhäusern und Kostenträgern er-
probt werden sollen. In die Regelung 
einbezogen wurden die endoprotheti-
sche Gelenkversorgung, die Präven-
tion des postoperativen Delirs bei der 
Versorgung von älteren Menschen, die 
Respiratorenentwöhnung bei langzeit-
beatmeten Patienten sowie die Ver-
sorgung von Menschen mit geistiger 
Behinderung oder schweren Mehrfach-
behinderungen im Krankenhaus.

 
Mit dem durch das KHSG neu einge-
führten § 110a SGB V soll erprobt wer-
den, inwieweit sich stationäre Behand-
lungsleistungen, insbesondere durch 
die Vereinbarung von Anreizen sowie 
durch höherwertige Qualitätsanfor-
derungen, weiter verbessern lassen. 
Verbindliche Rahmenvorgaben für den 
Inhalt der Qualitätsverträge sollen zwi-
schen dem GKV-Spitzenverband und 
der DKG bis zum 31. Juli 2018 verein-
bart werden. Das Institut für Qualitäts-
sicherung und Transparenz im Gesund-
heitswesen (IQTIG) ist durch den G-BA 
beauftragt worden, Empfehlungen für 
die zu beschließende Rahmenverein-
barung abzugeben.

Mit dem KHSG wurde der G-BA beauf-
tragt, bis zum 31. Dezember 2016 ein 
gestuftes System von Notfallstruktu-
ren in Krankenhäusern zu beschließen, 
einschließlich einer Stufe für die Nicht-
teilnahme an der Notfallversorgung. 
Hierbei sind für jede Stufe der Notfall-
versorgung insbesondere Mindestvor-
gaben zur Art und Anzahl der Fachab-
teilungen, zur Anzahl und Qualifikation 
des vorzuhaltenden Fachpersonals 
sowie zum zeitlichen Umfang der Be-
reitstellung von Notfallleistungen fest-
zulegen. Aufgrund der zu erwartenden 
massiven Auswirkungen auf die Not-
fallversorgung verschob der Gesetzge-
ber mit dem PsychVVG im Dezember 
2016 die Einführung des Notfallstu-
fenkonzeptes auf den 31.   Dezember 
2017. Der G-BA beauftragte nach ei-
ner Ausschreibung das IGES-Institut 

mit einer Auswirkungsanalyse, sowohl 
der GKV-Version, als auch der DKG-
Version, der geplanten Richtlinie und 
der abweichenden Voten der übrigen 
Beteiligten. Für den Krankenhausbe-
reich gilt es in den Diskussionen deut-
lich zu machen, dass der gesetzliche 
Auftrag dahingehend zu verstehen ist, 
dass der Status Quo der Notfallversor-
gung in den Stufen abgebildet wird, um 
den unterschiedlichen Vorhaltungs-
aufwand durch Zuschläge gezielt aus-
zugleichen. Dem steht die Auffassung 
der Krankenkassen gegenüber, die sich 
über das Notfallstufenkonzept eine 
Neuordnung der Notfallversorgung 
erwarten. Das gestufte System von 
Notfallstrukturen in den Krankenhäu-
sern kann daher, je nach seiner Aus-
gestaltung, erhebliche Einschnitte in 
der Krankenhausversorgung mit sich 

11.5 Notfallversorgung im Krankenhaus 
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bringen, insbesondere dann, wenn aus 
dem System auch Konsequenzen für 
die Krankenhausplanung gezogen wer-
den. Von den Mitgliedseinrichtungen 
nehmen bislang nahezu alle Kranken-
häuser an der Notfallversorgung teil. 
Aus Sicht des VEKP birgt die aktuelle 
Diskussion die Gefahr, dass eine flä-
chendeckende Notfallversorgung der 
Bevölkerung nicht mehr gewährleis-

tet ist. Dem gilt es entgegen zu treten. 
Zum Zeitpunkt der Erstellung des Ge-
schäftsberichtes war die Auswirkungs-
analyse noch nicht abgeschlossen. 
Der VEKP wird die Diskussion in den 
Landeskrankenhausgesellschaften und 
in der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft weiter begleiten und die Mitglie-
der über die Entwicklungen informie-
ren.

Aus der Arbeit

11.6 Datenschutz im Krankenhaus

11.7 Anti-Korruptionsgesetz

Die Digitalisierung im Gesundheits-
wesen stellt ein zentrales Zukunfts-
thema dar. Vor diesem Hintergrund ist 
es unerlässlich, für die Krankenhäuser 
umsetzbare Rahmenbedingungen zu 
schaffen. Obgleich die Krankenhäu-
ser regelmäßig gegenüber dem Land 
Berlin darauf hingewiesen haben, dass 
sie die Anforderungen bei der Verar-
beitung von Patientendaten und bei 
der externen Auftragsverarbeitung vor 
große Probleme stellen und mit un-
angemessen hohem technischen und 
wirtschaftlichem Aufwand verbunden 
sind, war das Land Berlin nicht be-
reit, die landesgesetzliche Regelung 
zur Auftragsdatenverarbeitung an Re-
gelungen in anderen Bundesländern 
anzupassen. Im Rahmen der Erörte-
rungen geeigneter Lösungen für das 
Thema „Datenschutz im Kranken-
haus“ verwies das Land Berlin regel-

mäßig auf die bestehenden strafrecht-
lichen Normen zur Verletzung von 
Privatgeheimnissen.
 
Mit dem Gesetz zur Neuregelung des 
Geheimnisschutzes bei der Mitwir-
kung Dritter an der Berufsausübung, 
das der Bundestag im Juni 2017 be-
schloss, wurde die Schweigepflicht er-
weitert auf sonstige Personen, „die an 
der beruflichen oder dienstlichen Tä-
tigkeit mitwirken, soweit dies für die 
Inanspruchnahme der Tätigkeit der 
sonstigen mitwirkenden Personen er-
forderlich ist.“ Das Gesetz wurde im 
Bundesrat noch nicht abschließend be-
raten. Der VEKP setzt sich dafür ein, 
dass es zu einer Verabschiedung die-
ses Gesetzgebungsvorhabens kommt 
und dass das Land Berlin auf dieser 
Grundlage seine Regelungen zur Auf-
tragsdatenverarbeitung anpasst.

Unter Verweis auf die Kerninhalte des 
bereits Mitte 2016 in Kraft getretenen 
Gesetzes zur Bekämpfung von Korrup-

tion im Gesundheitswesen („Anti-Kor-
ruptionsgesetz“) empfahl der VEKP 
den Mitgliedseinrichtungen ihre viel-
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fältigen Kooperationsverhältnisse/- ver-
träge zu überprüfen, im Rahmen 
schriftlicher Vereinbarungen – mög-
lichst transparent – Leistungen und 

Gegenleistungen zu beschreiben und 
ggfs. auch die Grundlagen der Kalkula-
tion offenzulegen.

12.  Berliner Projekt – Die Pflege mit dem Plus
Das „Berliner Projekt – Die Pflege mit 
dem Plus“ schafft eine besondere Ver-
sorgungsstruktur für Menschen, für 
die neben einer pflegerischen Versor-
gung auch eine ärztliche Grundversor-
gung im besonderen Maße erforderlich 
ist. In diesem Versorgungsprogramm 
sind angestellte bzw. niedergelassene 
Ärzte mit verbindlichen Kooperations-
vereinbarungen sowie Pflegekräfte und 
Therapeuten vor Ort und stimmen die 
einzelnen Schritte des Betreuungspro-
zesses miteinander ab. Für die Versor-
gung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner durch angestellte Ärztinnen oder 
Ärzte bedarf es einer Zulassung durch 
die Kassenärztliche Vereinigung (KV) 
Berlin. Für die Mitgliedseinrichtun-
gen des VEKP konnten mit Unterstüt-
zung der Verbandsgeschäftsstelle die 
beantragten Institutsermächtigungen 
erfolgreich für die kommenden zwei 
Jahre erwirkt werden.

Am „Berliner Projekt – Die Pflege mit 
dem Plus“ nehmen zurzeit rund 1.450 
Versicherte in 27 vollstationären Pfle-
geeinrichtungen teil. 

Die Vergütung innerhalb des Berliner 
Projektes erfolgt im Wege von Pau-
schalen sowohl für die ärztlichen als 
auch die medizinisch-therapeutischen 
Leistungen. 

Die Projektpartner KV Berlin, VPK BB 
und BKG, AOK Nordost, IKK BB, SBK 
und Bahn BKK verständigten sich im 
Rahmen einer Ergänzungsvereinba-
rung über eine Erhöhung der ärztlichen 
Vergütung mit Wirkung zum 1.  Ap-
ril 2017 für den Zeitraum bis mindes-
tens 31.   März 2018. Des Weiteren 
wurde verabredet, rechtzeitig vor dem 
31.  März 2018 in Gespräche über eine 
weitere Anpassung der Vergütung ein-
zutreten. Hinsichtlich der Versorgung 
mit Heilmitteln im Rahmen des Berliner 
Projektes erfolgten mit Wirkung zum 
1.   Januar 2017 sowie mit Wirkung zum 
1.  Juni 2017 aufgrund von Änderungen 
der Heilmittel-Richtlinien Anpassungen 
des Heilmittelverzeichnisses. 

Das „Berliner Projekt – Die Pflege mit 
dem Plus“ stößt als Versorgungsform in 
stationären Pflegeeinrichtungen in der 
Gesundheitslandschaft auf allgemeines 
Interesse. So wurde der Geschäftsfüh-
rer des VEKP eingeladen, im Rahmen 
der 3. Berliner Pflegekonferenz im No-
vember 2016 das Projekt darzustellen. 
Er machte in seinem Vortrag „Warten 
bis der Arzt kommt!? Akuterkrankung 
von Bewohnerinnen und Bewohnern 
in stationären Pflegeeinrichtungen als 
Problemfall“  vor einer interessierten 
Zuhörerschaft auf die Vorteile der Ar-
beit mit angestellten Ärztinnen/Ärz-
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ten bzw. Kooperationsärztinnen/-ärz-
ten  aufmerksam.

Im Rahmen der berufsgruppenüber-
greifenden Seminare ist für November 
2017 ein weiteres Schnittstellensemi-
nar geplant. Die Veranstaltungen sind 
sowohl für die Pflege als auch für den 
ärztlichen Dienst im Rahmen der Fort-
bildungsverpflichtungen anerkannt. 

Seit dem 1. August 2016 ist eine neue 
Homepage im Rahmen des Berliner 
Projektes online. Damit steht der Berli-
ner Bevölkerung eine neue Möglichkeit 
der Information über das Berliner Pro-
jekt zur Verfügung. Ergänzend hierzu 
erfolgte eine Überarbeitung der Infor-
mationsbroschüre, die im 2. Halbjahr 
2017 veröffentlicht wurde.

Der Rahmenvertrag nach § 75  SGB  XI 
regelt die rechtlichen Beziehungen 
zwischen den Kostenträgern und den 
vollstationären Pflegeeinrichtungen. Er 
bildet die zentrale vertragliche Grund-
lage für die Leistungserbringung und 
Finanzierung. 

Nach Abstimmung der Ergänzungs-
vereinbarungen mit Anlagen zum Rah-
menvertrag bezüglich der pflegegrad-
bezogenen Personalrichtwerte für die 
allgemeine Pflege sowie die segrega-
tiven Wohnbereiche in 2016, war im 

Aus der Arbeit

13.  Rahmenvertrag nach § 75 SGB XI 
vollstationäre Pflege in Berlin

Berichtzeitraum 2017 die zweite Er-
gänzungsvereinbarung für die Versor-
gung von Pflegebedürftigen mit einem 
besonders hohen Bedarf an medizi-
nischer Behandlungspflege Gegen-
stand der Verhandlungen. Damit sind 
für beatmungspflichtige sowie für ab-
saugpflichtige Bewohnerinnen und Be-
wohner die Rahmenbedingungen ab 
1.  Juni  2017 verbindlich neu geregelt. 
Im kommenden Berichtszeitraum wer-
den die Vertragspartner in Verhand-
lungen über weitere Anpassungen des 
Rahmenvertrages einzutreten haben.
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14. Vergütungsregelungen in stationären 
Pflegeeinrichtungen 2017 – 2019

Entgelte 2017
Zur Neuverhandlung der Pflegesätze 
und Entgelte 2017 verständigten sich 
die Vertragsparteien auf Landesebene 
auf ein vereinfachtes Verfahren der 
Überleitung nach § 92c Satz 5 SGB XI 
von Pflegestufen in Pflegegrade. 
Sämtliche Mitgliedspflegeeinrichtun-
gen schlossen sich diesem Verfahren 
an. Dies schuf die Grundlage dafür, 

dass sie rechtzeitig vor dem 1. Januar 
2017 die Entgelte nach dem neuen 
System abschließen konnten. Die Mit-
gliedspflegeeinrichtungen beteiligten 
sich an der Fortschreibung der Basis-
entgelte für das Jahr 2017 in Höhe von 
2,14 % und setzten diese Gesamtstei-
gerungsrate in ihren Entgeltvereinba-
rungen um.

2016 2017

Steigerungsraten für den 
Personalkostenbereich

2,36 % 2,36 %

Steigerungsraten für den 
Sachkostenbereich

1,25 % 1,25 %

Gesamtsteigerungsrate 2,14 % 2,14 %

Entwicklung der Basisentgelte 2016 – 2017

Die zeitnahe Abstimmung der Rah-
menbedingungen 2017 war sowohl für 
die Pflegeeinrichtungen als auch für 
die Bewohnerinnen und Bewohner von 
besonderem Interesse. Mit dem PSG II 
wurde zugleich auch ein Besitzstands-
schutz eingeführt. Dieser sollte sicher-
stellen, dass keine Bewohner/innen, 
die sich am 31. Dezember 2016 in 
einer Pflegeeinrichtung befanden, am 
1. Januar 2017 einen umstellungsbe-
dingten höheren Betrag für ihre Pflege 
zu zahlen haben. Zu der Besitzstands-
schutzregelung gab es in den Einrich-
tungen vielfachen Beratungsbedarf. 
Dieser umfasste z. B. die Bezugsgröße 
des Besitzstandschutzes sowie Fragen 

zu dessen Dauer bzw. Veränderungen 
in der Höhe.

Vom Besitzstandsschutz um-
fasst sind auch die Kos-
ten der Ausbildungsvergütung  
gem. § 82a SGB XI. Die Einrichtun-
gen waren gehalten, spätestens acht 
Wochen vor Ablauf des Vergütungs-
zeitraumes einen Antrag für den Fol-
gezeitraum zu stellen, um den Besitz-
standsschutz nicht zu gefährden.

Mit Wirkung zum 1. Januar 2017 
wurde auch der einrichtungseinheit-
liche Eigenanteil der Bewohnerinnen 
und Bewohner in das Gesetz aufge-
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Aus der Arbeit 

nommen. Danach haben Bewohnerin-
nen und Bewohner, unabhängig vom 
Pflegegrad, den gleichen Eigenbeitrag 
in der Pflegeeinrichtung zu leisten. 
Dies führt in der Wirkung dazu, dass 
die Eigenanteile niedriger Pflegegrade 
höher sind als in der Vergangenheit. 
Der VEKP befürchtet, dass der Anteil 
von Bewohnerinnen und Bewohnern 
niedrigerer Pflegegrade in den Einrich-
tungen zurückgehen wird. Der zentrale 
Vorteil dieser Regelung besteht darin, 
dass die in der Vergangenheit häufi-
gen Auseinandersetzungen der Ein-
richtungen mit den Bewohnerinnen/
Bewohnern über eine notwendige Hö-
herstufung nunmehr der Vergangen-
heit angehören dürften. Die konkreten 
Auswirkungen werden sich allerdings 
erst abschließend im kommenden Be-
richtszeitraum bewerten lassen. 

Ein weiteres besonderes Thema stellte 
die von den Pflegeeinrichtungen vorzu-
nehmende Rechnungslegung ab 1. Ja-
nuar 2017 dar. 

Während das Land Berlin mitteilte, 
dass jeweils am Monatsanfang eine 
taggenaue Rechnungslegung für 
den Monat zu erfolgen habe, wies 
das Bundesgesundheitsministerium 
für Gesundheit in einer gemeinsa-
men Empfehlung mit den Verbänden 
der Leistungserbringer im November 
2016 darauf hin, dass nur eine Ab-
rechnung pauschaler monatlicher Bei-
träge Schwankungen des Eigenanteils 
des Bewohners vermeidet. Der Ver-
band informierte die Mitgliedspflege-
einrichtungen hierüber regelmäßig, 
damit auf dieser Grundlage eine pfle-
geeinrichtungsindividuelle Abwägung 
und Entscheidung vorgenommen wer-
den konnte. Das Land Berlin war nicht 
bereit, beide Verfahren gleichrangig 
nebeneinander anzubieten. Auch hier 
zeigte sich, wie schwierig die Umset-
zung der gesetzlichen Neuregelung ist. 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2018 wird 
das Land Berlin seine Abrechnung auf 
die Pauschale umstellen.

Entgeltverhandlungen 2018/19
Die Anpassung der Basisentgelte 2018 
und 2019 war Gegenstand der Verhand-
lungen mit den Kostenträgern, die im Au-
gust 2017 abgeschlossen wurden. Damit 

konnten auch für die Jahre 2018/2019 die 
Basisentgelte vereinbart werden. Zugleich 
wurde ein Verfahren zur Durchführung 
von Einzelverhandlungen abgestimmt.

2018 2019

Steigerungsraten für den 
Personalkostenbereich

2,65 % 2,65 %

Steigerungsraten für den 
Sachkostenbereich

1,9 % 1,9 %

Gesamtsteigerungsrate 2,5 % 2,5 %

Entwicklung der Basisentgelte 2018 – 2019
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15.  Beratung stationärer Pflegeeinrichtungen
Qualitätsprüfungen in Pflegeeinrichtungen

Pflegeeinrichtungen auf diese Anpas-
sungen durch Informationsveranstal-
tungen und im Rahmen der Heimlei-
tungs- und Geschäftsführungsrunden 
sowie in Arbeitstreffen des Bündnisses 
für Qualität vorbereitet. Wie im Jahr 
2016, konnten die Qualitätsprüfun-
gen in den stationären Pflegeeinrich-
tungen des Mitgliedsbereichs auch in 
2017, nunmehr auf Basis der neuen 
Qualitätsprüfungs-Richtlinien (QPR), 
durchgeführt und durch Vorbereitung 
und Unterstützung der Verbandsge-
schäftsstelle erfolgreich abgeschlossen 
werden. Die positiven Ergebnisse der 
Prüfungen verbandlicher Einrichtungen 
finden sich auch in der regelmäßigen 
Qualitätsdarstellung der DatenClea-
ringStelle (DCS).
 
Aktuell in der Diskussion befindet sich 
eine Weiterentwicklung der Qualitäts-
prüfung in stationären Pflegeeinrich-
tungen. Hierzu soll ein unabhängi-
ges wissenschaftliches Institut erste 
Grundlagen erarbeiten.

Aufgrund des Wettbewerbsdruckes 
sind Entgeltentwicklungen über die 
Entwicklung des Basisentgeltes hinaus 
jedoch nicht in jedem Fall umsetzbar. 
Der Spagat zwischen Wettbewerb und 
Notwendigkeit einer auskömmlichen 
Finanzierung der Leistungen, insbe-
sondere mit Blick auf die neue Leis-

tungsbemessung nach Pflegegraden, 
ist von den Einrichtungen zu bewälti-
gen. Der Verband unterstützt die Mit-
gliedspflegeeinrichtungen bei den Vor-
bereitungen und in den Verhandlungen 
zu den Vergütungsvereinbarungen für 
die Jahre 2018 und 2019.

Nach § 114a SGB XI werden zugelas-
sene Pflegeeinrichtungen regelmäßig 
dahingehend überprüft, ob die Leis-
tungs- und Qualitätsanforderungen er-
füllt werden. Die Prüfungen finden in 
stationären Pflegeeinrichtungen grund-
sätzlich unangemeldet statt. Bis Ende 
2016 wurde in allen Mitgliedseinrich-
tungen eine Prüfung durchgeführt. Die 
Einrichtungen erhielten durchweg sehr 
gute Bewertungen und wurden ver-
bandsseitig im Rahmen von vorberei-
tenden Gesprächen und in Nachbe-
reitungen zu den Maßnahmenplänen 
begleitet. Mit Wirkung zum 1. Januar 
2017 sind die Prüfgrundlagen an die 
gesetzlichen Neuregelungen des PSG 
II angepasst worden. Dies umfasst ins-
besondere die neue Definition von Pfle-
gebedürftigkeit, die sich nunmehr in 
fünf Pflegegraden widerspiegelt. Auch 
die Pflege- Transparenzvereinbarungen 
(PTV) nach § 115 SGB XI wurden an-
gepasst. Änderungen erfolgten bei der 
Stichprobenregelung sowie bei Begriff-
lichkeiten, die auf das PSG II abzustim-
men waren. Der VEKP bereitete die 
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Einstufung der Bewohnerinnen und Bewohner

Zusätzliche Betreuung und Aktivierung nach § 43b SGB XI

nerinnen und Bewohner zu unterstüt-
zen. Damit verbunden sind erhebliche 
finanzielle Risiken für die Einrichtun-
gen, sollten die künftigen Einstufungen 
nicht den Pflegegrad erreichen, der für 
die Entgeltfindung 2017 zu Grunde ge-
legt wurde. Dies gilt es zu beobachten 
und gemeinsam mit den Mitgliedern 
Möglichkeiten der Gestaltung zu erar-
beiten.

Die Mehrzahl der Mitgliedseinrich-
tungen richtete mit Einführung der 
Pflegegrade ein neues Pflegegradma-
nagement ein. Neben intensiven Ein-
zelberatungen unterstützte der Ver-
band die Mitgliedseinrichtungen im 
Seminarprogramm 2016/17 mit drei 
Seminaren zur Einführung des NBI so-
wie einem zusätzlichen Seminar zum 
Belegungsmanagement unter den 
neuen Bedingungen. Aufgrund der gro-
ßen Nachfrage werden diese Themen 
auch im Seminarprogramm 2017/18 
angeboten.

zierung dieser zusätzlichen Leistungen 
erfolgt weiterhin unmittelbar durch die 
Pflegekassen. Eine zusätzliche Belas-
tung der Bewohner wird dadurch ver-
mieden. Im Rahmen der Neuverhand-
lung der Basisentgelte 2018/2019 
wurden die Vergütungszuschläge für 
die zusätzliche Betreuung und Aktivie-
rung entsprechend angepasst.

Aus der Arbeit 

Ab 1. Januar 2017 gilt ein neuer Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff in der Pflege-
versicherung. Die neue Definition von 
Pflegebedürftigkeit berücksichtigt ne-
ben den somatischen Einschränkungen 
die kognitiven und kommunikativen 
Fähigkeiten sowie Verhaltensweisen 
und psychische Problemstellungen von 
Bewohnerinnen und Bewohnern. Mit 
dem neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griff ist am 1. Januar 2017 auch ein 
neues Begutachtungsinstrument (NBI) 
zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit 
eingeführt worden.

Für Bewohnerinnen und Bewohner, die 
sich bereits mit einer Pflegestufe in der 
Pflegeeinrichtung befanden, erfolgte 
zum 1. Januar 2017 eine gesetzliche 
Überleitung unter besonderer Berück-
sichtigung einer im Einzelfall vorliegen-
den erheblich eingeschränkten Alltags-
kompetenz. Aufgabe des Verbandes 
war es, die Einrichtungen bei der Kom-
munikation mit den Pflegekassen zur 
sachgerechten Einstufung der Bewoh-

Seit 2017 haben nach §  43b  SGB  XI 
alle Pflegebedürftigen in stationä-
ren Pflegeeinrichtungen nach Maß-
gabe der §§ 84 Abs. 8 und 85 Abs. 8 
SGB XI Anspruch auf zusätzliche Be-
treuung und Aktivierung, die über die 
nach Art und Schwere der Pflegebe-
dürftigkeit notwendige Versorgung hi-
nausgeht. Diese Regelung ersetzt die 
bisher geltende Regelung. Die Finan-
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Die Grundsätze der Arbeit sowie die 
Anforderungen an die persönliche Eig-
nung und Qualifikation der Betreu-
ungskräfte werden in der Betreuungs-
kräfte-Richtlinie beschrieben, die zum 
1. Januar 2017 in Kraft getreten ist.

Die neue Wohnteilhabe-Mitwirkungs-
verordnung (WTG-MitwirkV) zum 
Wohnteilhabegesetz (WTG) trat am 
1. Januar 2017 in Kraft. Mit Inkraft-
treten ersetzte sie die bisherige Heim-
mitwirkungsverordnung (HeimmwV). 
Die WTG-MitwirkV gilt für alle statio-
nären Einrichtungen nach dem WTG. 
Die WTG-MitwirkV regelt, wie schon 
die HeimmwV, die kollektiven Mitwir-
kungsrechte der Bewohnerinnen und 
Bewohner stationärer Einrichtungen. 
Die Verordnung legt insbesondere die 
Verfahren zum Zustandekommen der 
Bewohnervertretungen sowie Aufga-
ben und Pflichten der Bewohnervertre-
tungen, der Einrichtungsträger und der 
Heimaufsicht fest.
 
Neu eingeführt wurde die Verpflich-
tung für den Einrichtungsträger, alle 
schriftlichen Informationen, die für 

Alle Einrichtungen des VEKP beschäf-
tigen Betreuungskräfte nach § 43b 
SGB XI und setzten mit verbandlicher 
Unterstützung die Änderungen der Be-
treuungskräfte-Richtlinie um.

die Bewohnerinnen und Bewohner 
der Einrichtung bestimmt sind, in ver-
ständlicher Art und Weise abzufas-
sen und den barrierefreien Zugang zu 
gewährleisten. Ausgebaut wurde die 
Möglichkeit für den Bewohnerbeirat, 
sich bei der Erledigung seiner Aufga-
ben durch ein Beratungsgremium un-
terstützen zu lassen. Viele Pflichten 
des Einrichtungsträgers sind in einer 
zentralen Vorschrift zusammenge-
fasst worden. Diese stellt nunmehr 
klar, dass der Einrichtungsträger die 
Bildung und die Tätigkeit des Be-
wohnerbeirates mit personellen und 
sächlichen Mitteln zu unterstützen 
hat. Eine weitere Neuregelung be-
steht darin, dass der Bewohnerbeirat 
möglichst regelmäßig Sprechstunden 
in der stationären Einrichtung anbie-
ten soll.
 

Umsetzung WTG-MitwirkV

Zeitraum Täglicher Vergütungs-
zuschlag (pro Bewohner)

Monatlicher Vergütungs-
zuschlag (pro Bewohner)

1. Januar 2017 bis 
31. Dezember 2017 4,90 € 149,06 €

1. Januar 2018 bis 
31. Dezember 2018 5,02 € 152,71 €

1. Januar 2019 bis 
31. Dezember 2019 5,15 € 156,70 €

Entwicklung der Vergütung für Leistungen nach § 43b SGB XI 2017 –  2019
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Der VEKP erreichte im Kontext der 
BKG, dass zur Gewährleistung einer 
Mitwirkung der Bewohnerinnen und 
Bewohner stationärer Pflegeeinrich-
tungen insbesondere die noch in einem 
ersten Verordnungsentwurf zu kom-

plex ausgestalteten Regelungen hin-
sichtlich der Wahl- und Mitwirkungs-
gremien umfassend vereinfacht und an 
die Möglichkeiten der Bewohnerschaft 
angepasst wurden.

Mit dem Hospiz- und Palliativgesetz 
wurde durch § 132g SGB V mit der 
gesundheitlichen Versorgungsplanung 
für die letzte Lebensphase eine neue 
Leistung eingeführt. Danach können 
die Mitgliedspflegeeinrichtungen eine 
gesundheitliche Versorgungsplanung 
für die letzte Lebensphase anbieten. 
Die gesundheitliche Versorgungspla-
nung sieht unter anderem vor, dass die 
Versicherten über die medizinisch-pfle-
gerische Versorgung und Betreuung in 
der letzten Lebensphase beraten und 
ihnen Hilfe und Angebote der Sterbe-
begleitung aufgezeigt werden sollen. 
Wie dies geschehen kann, darüber in-
formierte der VEKP seine Mitglieder 
auch, indem er die Thematik in sein 
Seminarangebot aufnahm.
 
Gemäß § 132g Abs. 3 SGB V verein-
bart der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen mit den Vereinigungen 

der Träger von Pflegeeinrichtungen und 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
auf Bundesebene das Nähere über die 
Inhalte und Anforderungen der Ver-
sorgungsplanung nach § 132g Abs. 1 
und 2 SGB V. Die Mitgliedspflegeein-
richtungen sind über den Entwurf einer 
solchen Vereinbarung in Kenntnis ge-
setzt worden.
 
Am Ende des Berichtszeitraums nah-
men die Vereinigungen der Träger von 
Pflegeeinrichtungen auf Bundesebene 
die Möglichkeit wahr, hierzu eine Stel-
lungnahme abzugeben.
 
Von der Ausgestaltung der Vereinba-
rung wird in der Realität der Mitglieds-
pflegeeinrichtungen die Umsetzbarkeit 
der grundsätzlich begrüßten Versor-
gungsplanung für die letzte Lebens-
phase abhängen.

Aus der Arbeit 

Umsetzung § 132g SGB V



45

O
rg

an
is

at
io

n
A

us
 d

er
 A

rb
ei

t
O

rg
an

is
at

io
n

G
es

ch
äf

ts
or

dn
un

g

pflegeeinrichtungen das Strukturmo-
dell einführen. Damit liegt die Quote 
deutlich über dem Bundes- und Lan-
desdurchschnitt. Die Einführung des 
Strukturmodells setzt die Einbindung 
von Multiplikatoren voraus, die an ei-
ner Schulung durch das Projektbüro 
Ein-STEP teilgenommen haben. Der 
VEKP setzte daher seine Aktivitäten 
zur Einbindung von Mitarbeiterinnen/
Mitarbeitern aus Mitgliedspflegeein-
richtungen in das Schulungsverfahren 
im Berichtszeitraum unverändert fort.
 
Im Mai 2017 wurde das Struktur-
modell auf die Tages- und Kurzzeit-
pflege erweitert. Die Multiplikatorin-
nen der Mitgliedspflegeeinrichtungen 
und des VEKP können nunmehr auf 
der Grundlage ihrer Schulung auch in 
der Tages- und Kurzzeitpflege die ent-
bürokratisierte Pflegedokumentation 
implementieren.

Der Verband nahm auch im vergange-
nen Berichtszeitraum Schulungen zur 
Einführung des Strukturmodells in sein 
Seminarprogramm auf.

Das von der Bundesregierung ins Le-
ben gerufene Projekt „Einführung des 
Strukturmodells zur entbürokratisier-
ten Pflegeplanung (Ein-STEP)“ endete 
Mitte 2017. Die Fortführung des Pro-
jektes soll künftig durch die Verbände 
erfolgen. Die Einführung des Struktur-
modells wurde im Land Berlin durch 
ein Kooperationsgremium begleitet. 
Dem Kooperationsgremium kam die 
Aufgabe zu, in Abstimmung mit der zu-
ständigen Senatsverwaltung und un-
ter Beteiligung der Bildungsträger im 
Land Berlin, das Strukturmodell zu 
erörtern. Auch mit Unterstützung des 
VEKP empfahl der Landespflegeaus-
schuss im Mai 2017, die Arbeit des Ko-
operationsgremiums zunächst bis 30. 
Juni 2018 fortzuführen. Auf der Ebene 
des VEKP setzte das im Rahmen des 
Bündnisses für Qualität gegründete 
Austauschgremium „Netzwerk-Pflege-
dokumentation“ seine Arbeit fort.
 
Der Stand der Implementierung des 
Strukturmodells ist in den Einrich-
tungen unterschiedlich. Festzustellen 
ist, dass aktuell 80  % der Mitglieds-

16. Strukturmodell zur Entbürokratisierung 
der Pflegedokumentation
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17. Seminare und Veranstaltungen 
2016 / 2017 und 2017 / 2018

Im Rahmen der jährlichen Treffen 
von Mitgliedspflegeeinrichtungen und 
Krankenhäusern in der AG Seminare 
wurden die Themen für die Semi-
narprogramme gemeinsam mit den 
Fortbildungsbeauftragten der Pfle-
geeinrichtungen und Krankenhäuser 
entwickelt und abgestimmt. 

Der VEKP lud unter dem Motto 
„Neues erfolgreich meistern – Wis-
sen aktualisieren und pflegen“ in sei-
nem Jahresprogramm von September 
2016 bis Juli 2017 zu folgenden Se-
minaren ein:

Aus der Arbeit 

XX „Vorbeugen ist besser als Heilen!“ Gefährdungsbeurteilung der BGW 
bei psychischen Belastungen
XX Pflegebedürftigkeitsbegriff und Krankenhaus – Auswirkungen des Pflege-
stärkungsgesetzes auf die Pflege im Krankenhaus
XX Neues Begutachtungsassessment (NBA) – Qualitätsprüfungen gemäß 
§§ 114, 114a SGB XI 
XX Entbürokratisierung 
XX Kreativköpfe – das Potential der Fantasie 
XX „Sterben in Würde – habe ich alles richtig gemacht?“ 
XX „So und nicht anders wird es gemacht – geben Sie Acht auf meine Mutter!“
XX Förderung der Mobilität durch professionelle Pflege 
XX Freiheitsentziehende Maßnahmen – bleibende Herausforderung für 
 professionell Pflegende

Bei der Umsetzung des PSG II erga-
ben sich in den Einrichtungen zahl-
reiche Fragestellungen. So war und 
ist z.B. das Belegungsmanagement 

unter den neuen Bedingungen ent-
sprechend zu gestalten. Der VEKP 
reagierte darauf zeitnah und bot ein 
zusätzliches Seminar an:

XX Auswirkungen des Pflegestärkungsgesetzes (PSG II) – Aufnahme von 
 Bewohnerinnen und Bewohnern in stationäre Pflegeeinrichtungen 
Umsetzung durch Sozialdienst, Administration und Belegungsmanagement

Außerdem gab es zur Anwendung des 
NBA einen hohen Schulungsbedarf. 
Der Verband bot hierzu zwei Zusatzse-
minare an.

Alle Seminarprogramme sind über die 
„RbP-Registrierung beruflich Pflegen-
der GmbH“ zertifiziert worden und er-
möglichen den Teilnehmenden den Er-
werb von Fortbildungspunkten.
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Das Seminarprogramm für 2017/2018 
wurde den Mitgliedseinrichtungen im 
Juli 2017 unter dem Motto „Heraus-
forderungen und Aufgaben pflegerisch-
diakonischer Arbeit“ als Broschüre 

Über das fachliche Angebot hinaus ge-
ben die Seminare Raum für einen kolle-
gialen Erfahrungsaustausch der Mitar-
beitenden. Die Seminare sind somit ein 
wichtiger Bestandteil des Netzwerkes 
im VEKP und Teil der Qualifizierung und 
Wertevermittlung in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen des VEKP. 

und Poster zur Verfügung gestellt. Es 
nimmt die Themen der Pflegepraxis so-
wie die Umsetzung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffes mit folgendem 
Angebot auf: 

Ergänzend zum eigenen verbandlichen 
Seminarangebot wurden Inhouse-Ver-
anstaltungen in 14 Mitgliedseinrich-
tungen vermittelt und bei Bedarf orga-
nisatorisch vorbereitet und unterstützt. 
Die Inhouse-Veranstaltungen betrafen 
die Themen:

XX Rechtssicherheit im Umgang mit freiheitsentziehenden Maßnahmen 
XX Kommunikation mit Angehörigen 
XX Teambegleitung /-entwicklung 
XX Wertschätzende Kommunikation

Im Zeitraum 2016 / 2017 war folgende Inanspruchnahme des Seminarangebotes 
zu verzeichnen:

XX „Gewalt in der Pflege – Herausforderungen für professionell Pflegende
XX Pflegegradmanagement
XX Neues Begutachtungsinstrument zur Feststellung von Pflegebedürftigkeit 
(NBI) – Qualitätsprüfungen gemäß § 114 ff SGB XI 
XX Update Entbürokratisierung
XX Dienstplangestaltung unter Berücksichtigung des Neuen Begutachtungs-
instruments zur Feststellung von Pflegebedürftigkeit 
XX „Wann kann ich gehen? – Sterben in Würde“ 
XX „Ene mene muh – und raus bist du!“

Veranstaltungsart Anzahl
Seminare Teilnehmende

Anzahl der 
Mitglieds-

einrichtungen

Seminare 12 168 28

Inhouse 22 194 14

Gesamt 34 362 X
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Aus der Arbeit

XX „Sand im Kopf“ 
XX Freiheitsentziehende Maßnahmen – bleibende Herausforderung 
für professionell Pflegende

Auch die Seminare in 2017/18 sind 
über die „RbP-Registrierung beruflich 
Pflegender GmbH“ zertifiziert. Der Ver-
band bietet bei Bedarf auch im Zeit-
raum 2017/18 zusätzliche Seminare 
an und koordiniert Inhouse-Veranstal-

tungen für die Mitgliedseinrichtungen. 
Die eingegangenen Reservierungen be-
stätigen das anhaltende Interesse der 
Mitgliedseinrichtungen an den Semi-
narangeboten des VEKP.

18.  Entwicklung der Berufe im Gesundheitswesen
Am 24. Juli 2017 wurde das „Gesetz 
zur Reform der Pflegeberufe“ (Pflege-
berufereformgesetz – PflBRefG) ver-
abschiedet. Der erste Ausbildungsjahr-
gang soll am 1. Januar 2020 beginnen. 
Die Bewertung des nach langen Dis-
kussionen gefundenen Kompromisses 
ist auch quer durch die Parteien sehr 
unterschiedlich. Für den VEKP ent-
täuschend ist, dass nicht gemeinsam 

mit dem Gesetzentwurf auch die cur-
ricularen Inhalte und ein schlüssiges 
Finanzierungskonzept vorgelegt wur-
den. Erst auf dieser Grundlage wäre 
eine abschließende Bewertung des 
 PflBRefG möglich. Das Curriculum soll 
im Frühjahr 2018 vorgestellt und in die 
politischen Diskussionen eingebracht 
werden.
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19. Öffentlichkeitsarbeit

Anfang 2017 kündigte der VEKP an, 
dass er Ende Februar 2017 im Diako-
nieportal eine Themenseite „Hygiene 
transparent“ einstellen werde, auf der 
die Mitgliedskrankenhäuser ihre Ini-
tiativen zur Sicherung und Verbesse-
rung der Hygiene darstellen können. 
Die Meldungen würden außerdem 
auf Facebook und Twitter der Diako-
nie Berlin-Brandenburg schlesische 
Oberlausitz veröffentlicht.
 

Zu folgenden Themen wurde vom VEKP im Berichtszeitraum eine öffentliche 
Stellungnahme abgegeben:

10. November 2016 „Berliner Projekt – Die Pflege mit dem Plus“ 
 auf der Berliner Pflegekonferenz vorgestellt

15. März 2017 „Alles wirkliche Leben ist Begegnung!“

19. Mai 2017 Ehemaliger Vorstandsvorsitzender des VEKP 
 im Ruhestand

12. Juli 2017 Krankenhausfinanzierung in Berlin 
 auch weiterhin nicht ausreichend

14. Juli 2017 „Herausforderungen und Aufgaben 
 pflegerisch-diakonischer Arbeit“

11. September 2017 Krankenhausinvestitionsmittel im Entwurf 
 des Doppelhaushaltes 2018/2019 – Berliner Senat 
 benachteiligt die diakonischen Krankenhäuser!

Der Aufruf des VEKP an seine Mit-
gliedskrankenhäuser, sich an der The-
menseite zu beteiligen, fand eine breite 
Unterstützung durch themenspezifi-
sche Beiträge, Informationen, Hand-
lungsempfehlungen, Videoclips, Hin-
weise auf Aktionstage etc. Interessierte 
Laien, die Politik und die Selbstverwal-
tungspartner können sich nunmehr ein 
eigenes Bild zum Thema Hygiene in 
den Mitgliedseinrichtungen des VEKP 
als integralem Bestandteil jeglicher Pa-
tientenbehandlung machen.

19.1 Internetauftritt VEKP

19.2 Öffentliche Stellungnahmen
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Auch im Jahr 2017 haben sich die 
Mitgliedskrankenhäuser und -pfle-
geeinrichtungen in Berlin und Bran-
denburg auf den Weg gemacht, eine 
Veranstaltungsreihe unter dem Motto 
„Alles wirkliche Leben ist Begegnung“ 
zu organisieren. Beginnend am 1. Ap-
ril 2017 in Brandenburg im Johanni-
ter-Krankenhaus im Fläming Treuen-
brietzen mit einem Symposium, in 
Berlin am 2. April 2017 im Agaple-
sion Bethanien Haus Bethesda mit ei-
nem Sonntagsbrunch stellen sich die 
Mitgliedseinrichtungen des VEKP auf 
über 190 Veranstaltungen einer inter-
essierten Öffentlichkeit. Der VEKP hat 
die von seinen Mitgliedseinrichtungen 
angekündigten Veranstaltungen, die 

Patientinnen/Patienten, Bewohnerin-
nen/Bewohner bzw. deren Angehö-
rigen sowie sonstigen Interessierten 
Gelegenheit geben sollen, sich von ho-
hem Engagement und der Expertise 
der Mitarbeitenden in den Mitglieds-
einrichtungen des Verbandes, deren 
Leistungsspektrum und der Behand-
lungs- bzw. Pflegequalität zu über-
zeugen, wiederum in Broschürenform 
zusammengefasst und über eine Pres-
semitteilung bzw. direkte Anschreiben 
unserer Partner in den Berliner und 
Brandenburger Senatsverwaltungen 
bzw. Ministerien sowie in den Kassen-
verbänden einem breiten Adressaten-
kreis bekannt gemacht.

19.3 Öffentliche Veranstaltungen evangelischer Krankenhäuser und 
stationärer Pflegeeinrichtungen in Berlin und Brandenburg

Aus der Arbeit
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20. Förderung komplementärer Strukturen

Um die sich ständig vergrößernde Be-
deutung der stationären Hospizarbeit 
und die enge Verbindung von Mitglied-
strägern des VEKP zur stationären 

Nachdem der Vorstand im Jahr 2013 
beschlossen hat, angesichts von Dis-
kussionen über einen sich abzeichnen-
den Fachkräftemangel die Übernahme 
von Stipendien für zwei Studierende 
an der Evangelischen Hochschule Ber-
lin als Kofinanzierung im Rahmen des 
vom Bundesministerium für Bildung 

Der VEKP wird auch zukünftig seine 
Unterstützung der Arbeit des dgv 
durch die Bereitstellung von Finanz-
mitteln zum Ausdruck bringen, um 
diesen bei der Weiterentwicklung des 
diakonischen Arbeitsrechts im Sinne 
der Mitgliedseinrichtungen des VEKP 

Hospizarbeit zu würdigen, setzte der 
VEKP seine finanzielle Unterstützung 
der Hospizarbeit fort.

und Forschung ausgeschriebenen 
Deutschlandstipendiums zu überneh-
men, setzte der VEKP sein Engage-
ment auch im vergangenen Geschäfts-
jahr fort, um damit einen erkennbaren 
Beitrag zur Qualifizierung und Bildung 
engagierter junger Menschen zu leis-
ten.

zu stärken und handlungsfähig zu ma-
chen. Eine inhaltliche Begleitung der 
Arbeit des dgv findet regelhaft über 
den Vorsitzenden, der zugleich auch 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
im dgv ist, statt.

20.1 Hospizarbeit

20.2 Deutschlandstipendium

20.3 Dienstgeberverband (dgv)
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Geschäftsordnung

Geschäftsordnung 
für den Verband Evangelischer Krankenhäuser und 
stationärer Pflegeeinrichtungen in Berlin-Brandenburg

§ 1 Name und Rechtsform

Die dem Diakonischen Werk Berlin-
Brandenburg – Innere Mission und 
Hilfswerk – e. V. angeschlossenen 
Rechtsträger von Krankenhäusern 
und stationären Pflegeeinrichtungen 
(einschließlich der Einrichtungen der 
teilstationären Pflege sowie der Kurz-

zeitpflege) bilden einen Verband als 
Arbeitsgemeinschaft im Diakonischen 
Werk Berlin-Brandenburg. Er trägt den 
Namen: Verband Evangelischer Kran-
kenhäuser und stationärer Pflegeein-
richtungen in Berlin-Bran denburg.

§ 2 Zweck und Aufgaben

(1) Der Zweck des Verbandes ist die 
Förderung der missionarisch-diakoni-
schen Arbeit der evangelischen Kran-
kenhäuser und Pflegeeinrichtungen in 
Berlin und Brandenburg, ihrer Solidar-
gemeinschaft und die Wahrnehmung 
ihrer Fachinteressen. 

(2) Der Verband nimmt seine Aufgaben 
unbeschadet der Gesamtinteressen-
vertretung diakonischer Arbeit in 
Berlin und Brandenburg durch das 
Diakoni sche Werk Berlin-Branden-
burg – Innere Mission und Hilfswerk   – 
e. V. selbstständig wahr.

(3) Insbesondere geschieht dies durch
XX laufende Information und Beratung 

der Mitglieder in rechtlichen, finanziel-
len und organisatorischen Angelegen-
heiten sowie Unterstützung im Rah-
men der gegebenen Möglichkeiten;
XX Vertretung und Mitarbeit in den 

Landeskrankenhausgesellschaften von  
Ber lin und Brandenburg und  allen 
ihren Fachausschüssen sowie in den 
ein schlägigen Gremien der LIGA der 
Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege;
XX beratende Begleitung der Mitglie-

der im Pflegesatz- / Heimentgeltverfah-
ren, bei Wirt schaftlichkeitsprüfungen 
und den Schiedsstellenverfahren;
XX die Beobachtung und Auswertung 

der Fortschreibung von Kranken-
haus- / Landespflegeplänen, der Groß-
geräteplanung und der Investitions-
planung sowie der Vertretung in den 
einschlägigen Fachgremien;
XX die Erarbeitung gemeinsamer Po-

sitionen und deren Vertretung im Auf-
trag der Mitglieder gegenüber dem 
Landtag / Abgeordnetenhaus, den 
Länder  re gierungen, den zuständi-
gen Ministerien / Senatsverwaltungen, 
Behörden, Sozialversicherungsträ-
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gern sowie an de ren Institutionen und 
Interessen gruppen;
XX die Gewährleistung und Förderung 

des Informations- und Erfahrungs-
austau sches sowie die Erarbeitung 
von Fortbildungsangeboten für alle 
Bereiche der Arbeit einschließlich der 
Seelsorge.

(4) Voten oder Entscheidungen über 
existenzielle, strukturelle, finanzielle 
und rechtliche Angelegenheiten ein-
zelner Mitgliedseinrichtungen fallen 
nicht in den Aufgabenbereich des Ver-
bandes, sofern ein Mandat des Trägers 
nicht aus drücklich erteilt ist. 

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Verbandes können 
die dem Diakonischen Werk Berlin 
Bran denburg – Innere Mission und 
Hilfswerk – e. V. angeschlossenen 
Rechtsträger von Krankenhäusern und 
stationären Pflegeeinrichtungen sowie 
sonstige Or ganisationen, die auf dem 
Gebiet des evangelischen Kranken-
hauswesens tätig sind, werden.

(2) Die Mitgliedschaft endet durch 
Austritt oder durch Ausschluss. Der 
Austritt kann nur zum Schluss eines 
Kalenderjahres unter Einhaltung einer 
Frist von 6 Monaten erklärt werden. 
Mitglieder, die nicht mehr im evange-
lischen Kranken haus- bzw. Pflegeein-
richtungsbereich tätig sind oder erheb-
lich gegen diese Ordnung verstoßen, 
können ausgeschlossen werden.

§ 4 Organe

Organe des Verbandes sind:
1. die Mitgliederversammlung
2. der Vorstand

§ 5 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das 
oberste Organ des Verbandes.

(2) Die Träger der Mitgliedskranken-
häuser und -Pflegeeinrichtungen ent-
senden in die Mitgliedsversammlung 
bei bis zu 200 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 
ange zeigten Pflegeplätzen 2 Vertreter, 
bei bis zu 300 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 

ange zeigten Pflegeplätzen 3 Vertreter, 
bei bis zu 500 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 
ange zeigten Pflegeplätzen 4 Vertreter , 
bei über 500 ordnungsbehördlich 
 ge nehmigten Betten / heimgesetzlich 
ange  zeigten Pflegeplätzen 5 Vertreter.
Die Träger sonstiger Organisationen, 
die auf dem Gebiet des evangelischen 
Krankenhauswesens tätig sind, ent-
senden je 1 Vertreter.
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(3) Eine gegenseitige Vertretung der 
Mitglieder ist nicht zulässig. Jedoch 
kann ein Vertreter die Stimme der wei-
teren Vertreter des gleichen Mitgliedes 
über nehmen.

(4) Die Mitgliederversammlung ist 
beschlussfähig, wenn die Hälfte der 
stimm berechtigten Vertreter versam-
melt ist. Ist eine Mitgliederversamm-
lung nicht be schlussfähig, weil die da-
für erforderliche Anzahl von Vertretern 
nicht ver sammelt ist, hat der Vorstand 
innerhalb von zwei Wochen zu einer 
neuen Mit gliederversammlung mit 
derselben Tagesordnung einzuladen. 
Diese Mitglie derversammlung ist dann 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Ver treter beschlussfähig.

(5) Die Mitgliederversammlung fasst 
ihre Beschlüsse mit der einfachen 
Mehr heit der anwesenden Vertreter.
Hinsichtlich des § 6 in den Positionen 
5 „Entlastung des Vorstandes“, 6 „Ge-

nehmigung des Wirtschaftsplans“ und 
7 „Feststellung des Mitgliedsbeitrages 
einschließlich der Umlage“ fasst die 
Mitgliederversammlung ihre Beschlüs-
se mit Zweidrittelmehrheit der Stim-
men.
Hinsichtlich der §§ 12 „Auflösung des 
Verbandes“ und 13 „Änderung der Ge-
schäftsordnung“ sowie des § 6 in der 
Position 9, 2. Halbsatz „Ausschluss 
eines Mitgliedes“ fasst die Mitglie-
derversammlung ihre Beschlüsse mit 
Dreiviertel mehrheit der Stimmen.

(6) Im Jahr ist mindestens eine or-
dentliche Mitgliederversammlung 
abzuhalten. Auf Wunsch von einem 
Viertel der stimmberechtigten Vertre-
ter kann eine Mit gliederversammlung 
einberufen werden. Die Einladung er-
folgt schriftlich durch den Vorsitzen-
den oder seinen Stellvertreter mit einer 
Frist von 14 Tagen unter Angabe der 
Tagesordnung und der gegebenenfalls 
eingeladenen Gäste.

§ 6 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist zustän-
dig für: 

(1) Aufstellung allgemeiner Grundsät-
ze für die evangelische Kranken haus- 
und Pflegeeinrichtungsarbeit in Berlin 
und Brandenburg
(2) Beratung und Beschlussfassung 
in Grundsatzangelegenheiten des Ver-
bandes 
(3) Entgegennahme und Beratung 
des Geschäftsberichtes
(4) Genehmigung der Jahresrechnung

(5) Entlastung des Vorstandes
(6) Genehmigung des Wirtschafts-
planes
(7) Feststellung des Mitgliedsbei-
trages einschließlich der Umlagen
(8) Wahl des Vorstandes
(9) Beschlussfassung über die Auf-
nahme und den Ausschluss eines 
Mitglie des
(10) Änderung der Geschäftsordnung
(11) Auflösung des Verbandes und Be-
schlussfassung über die Verwen dung 
des Vermögens
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§ 7 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus 8 ge-
wählten Mitgliedern, von denen ein 
Mitglied aus einer evangelisch-frei-
kirchlichen Einrichtung kommen muss, 
und aus dem Geschäftsführer. Die 
Region Berlin und die Region Bran-
denburg sind mit je mindestens zwei 
Mitgliedern im Vorstand vertreten.

(2) Die Amtszeit des Vorstandes be-
trägt vier Jahre.
Die Mitglieder des Vorstandes wer-
den   – ausgenommen der Geschäfts-
führer – für die Dauer der Amtszeit 
des Vorstandes gewählt. Sie bleiben 
bis zur Neu wahl im Amt. Wiederwahl 
ist zulässig. Die Mitgliederversamm-
lung kann im Rahmen der Wahl des 
Vorstandes eine Nachfolgeregelung für 
den Fall des vorzeitigen Ausscheidens 
von Vorstandsmitgliedern beschließen. 
Die gewähl ten Mitglieder des Vorstan-

des arbeiten ehrenamtlich, der Ge-
schäftsführer hauptamtlich.

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte seiner 
Mitglie der anwesend ist. Ein Drittel der 
Vorstandsmitglieder kann die Einberu-
fung ei ner Vorstandssitzung verlangen.

(4) Der Vorstand wählt aus seiner 
Mitte den Vorsitzenden und seinen 
Stellver treter.

(5) Der Vorstand tagt mindestens 
einmal vierteljährlich. Er wird vom 
Vorsitzen den unter Angabe der Ta-
gesordnung einberufen. Der Vorstand 
fasst seine Be schlüsse mit Stimmen-
mehrheit, bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Über die Vorstandssitzungen werden 
Protokolle gefertigt.

§ 8 Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand kontrolliert die Arbeit 
innerhalb des Verbandes, insbesonde-
re die Umsetzung seiner eigenen und 
der von der Mitgliederversammlung 
ge fassten Beschlüsse.

(2) Der Vorstand stellt den von der Ge-
schäftsstelle vorbereiteten Wirtschafts-
plan und die Jahresrechnung fest.

(3) Der Vorstand bereitet mit Un-
terstützung der Geschäftsstelle die 
Mitglieder versammlung vor.

§ 9 Geschäftsführung

Der Geschäftsführer des Verbandes 
wird nach Auswahl und Berufung 
durch den Vorstand des Verbandes 
vom Diakonischen Werk Berlin-Bran-

denburg – Innere Mission und Hilfs-
werk – e. V. angestellt. Er verantwortet 
im Vorstand die Arbeit der Geschäfts-
stelle.
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§ 10 Fachausschüsse

Zur Unterstützung und Vorbereitung 
der Mitgliederversammlung oder der 
Arbeit des Vorstandes können Fach-

ausschüsse mit Zustimmung der 
Mitgliederver sammlung eingesetzt 
werden.

§ 11 Mitgliedsbeiträge

Zur Deckung der Aufwendungen des 
Verbandes und für die Geschäftsfüh-
rung werden Mitgliedsbeiträge erho-
ben, die auch die Umlagen für das 

Diakonische Werk Berlin-Branden-
burg – Innere Mission und Hilfswerk – 
e. V. enthalten.

§ 12 Auflösung des Verbandes

(1) Die Auflösung des Verbandes kann 
nur in einer unter Bekanntgabe die - 
ses Tagesordnungspunktes einberu-
fenen Mit gliederversammlung mit 
einer Mehr heit von Dreivierteln der an-
wesenden stimmberechtigten Vertreter 
beschlossen werden.

(2) Der Verband muss aufgelöst wer- 
den,     wenn     die     Erfüllung     seiner     satzungs- 
mäßigen Zwecke unmöglich wird.

(3) Das bei seiner Auflösung vorhande-
ne Vermögen fällt dem Diakonischen 
Werk Berlin-Brandenburg – Innere Mis-
sion und Hilfswerk – e. V. zu. Es ist zur 
Förderung der Arbeit in evangelischen 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun-
gen im Sinne der §§ 51 – 68 der Ab-
gabenverordnung von 1977 gemäß 
Be schluss der Mitgliederversammlung 
zu verwenden.

§ 13 Änderung der Geschäftsordnung

Eine Änderung dieser Geschäftsord-
nung kann nur in einer unter Bekannt-
gabe dieses Tageordnungspunktes 
einberufenen Mitgliederversammlung 
mit einer Mehrheit von Dreivierteln 
der anwesenden stimmberechtigten 

Vertreter be schlossen werden. Deren 
Übereinstimmung mit der Satzung des 
Diakonischen Werkes Berlin-Branden-
burg – Innere Mission und Hilfswerk – 
e. V. wird vom Diakonischen Rat fest-
gestellt.

§ 14 Schlussbestimmung

Die am 28. November 1996 beschlos-
sene Geschäftsordnung tritt mit sofor-
tiger Wirkung in Kraft. Berlin, den 28. November 1996
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